
STOP 



Early Journal Content on JSTOR, Free to Anyone in the World 

This article is one of nearly 500,000 scholarly works digitized and made freely available to everyone in 
the world by JSTOR. 

Known as the Early Journal Content, this set of works include research articles, news, letters, and other 
writings published in more than 200 of the oldest leading academic Journals. The works date from the 
mid-seventeenth to the early twentieth centuries. 

We encourage people to read and share the Early Journal Content openly and to teil others that this 
resource exists. People may post this content online or redistribute in any way for non-commercial 
purposes. 

Read more about Early Journal Content at http://about.jstor.org/participate-jstor/individuals/early- 
journal-content . 



JSTOR is a digital library of academic Journals, books, and primary source objects. JSTOR helps people 
discover, use, and build upon a wide ränge of content through a powerful research and teaching 
platform, and preserves this content for future generations. JSTOR is part of ITHAKA, a not-for-profit 
Organization that also includes Ithaka S+R and Portico. For more Information about JSTOR, please 
contact support@jstor.org. 



Vorschläge zur Reform des bayerischen Staatsünanzwesens. 

Von Karl Stokar von Neuforn '). 



Einleitung. 

In einem Zeitpunkte, in welchem die bayerische Staatsre- 
gierung . das frühere Regierungssystem vollkommen desavouirt 
und mit den längst ersehnten Reformen in der Rechtspflege und 
der inneren , dann der Polizeiverwallung hervortreten zu wollen 
scheint, werden Vorschläge zur Reform des Staatsünanzwesens 
um so mehr einiges Gehör finden dürfen, wenn dieselben bei 
unlängst vorgekommener und voraussichtlich wiederkehrender 
lebhafter Berufung an die Opferbereilwilligkeil des Landes und 
voraussichtlich Jahre langem Nachfühlen der traurigen Folgen 
kriegerischer Zeilen Vereinfachungen und Ersparungen, nicht 
einen utopischen Zustand, ein Musterbild und vollkommenes Um- 
stossen der bestehenden Verhältnisse bezwecken, sondern nur 
Umgestaltungen, wie sie im Anschlüsse an das Bestehende bei 
gutem Willen und fähigen Organen zum Vollzüge desselben ohne 
zu grosse Schwierigkeiten erzielt werden können, im Auge 
haben. 

Selbstverständlich kann bei Vorschlägen zur Reform die 
Kritik des Bestehenden nicht umgangen werden. Oass der 
Verfasser, dessen Absicht nur die Förderung der Sache ist, 

1) Die Nennung des Namens des Verfassers geschah auf den ausdrück- 
lichen Wunsch der Redaktion. 

Zellsohr. 1. Staats». 1859. 4< Heft. 39 
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hiebei so wie in der ganzen Darstellung sine ira et studio rein 
objectiv zu Werke gegangen ist, wird ihm jeder Leser be- 
zeugen. 

Möge nur, wenn auch der eine oder andere Vorschlag 
aus irgend welchem Grunde keinen unbedingten Anklang bei 
den maftssgebenden Organen finden sollte , diese Abhandlung 
dazu beitragen, dass endlich einmal in der Ordnung des Staats- 
finanzwesens das Erreichbare erstrebt wird und möge das hier 
Gegebene nicht ganz unberücksichtigt als „frommer Wunsch" 
dem sonstigen „schätzbaren Materiale" angereiht werden. 

Bei überreichlich vorliegendem Stoße zu Reformvorschlägen 
wird sich überhaupt mehr mit Andeutungen begnügt, welche 
dem Sachverständigen hinreichende Anhaltspunkte zur Ausführung 
gewähren. 

Was die systematische Behandlungsweise des vorliegenden 
Materiales anbelangt, so wird anreihend an die bestehenden Ver- 
hältnisse vorerst das Budget (Abschn. I.) als die Grundlage 
des ganzen Staatshaushaltes besprochen, sodann auf die verschie- 
denen Gattungen der Staatseinnahmen (Abschn. II.} über- 
gegangen und werden hiebei die gesetzlichen Bestimmungen über 
die Staatsauflagen, die Verwaltungsweise und Ertrngsfähigkeit 
der übrigen hauptsächlichsten Staatseinnahmen berührt. Hieran 
knüpft sich die Erörterung der Finanzverwaltung im engeren 
Sinne (Abschn. III.), sonach der Organe der Staatsregierung be- 
hufs der Verwirklichung des Budgets mit der Art und Weise 
der Geschäftsbehandlung und den hiebei vorkommenden Aus- 
gäben auf die Verwaltung an, worauf die Staatsausgaben 
(Abschn. IV.), in so weit dieselben zunächst mit Vorschlägen 
zur Reform im Zusammenhange stehen, den Schluss des Ganzen 
zu bilden haben. 

I. Abschnitt. 

Das Budget. 

Einleitend wird die Art- und Weise bezeichnet, wie in Bayern 
grundsätzlich das Budget sich gestaltet. Bei der Aufstellung 
des Budgets wird von der. So II -Einnahme ausgegangen; 
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hiervon kommen die muthmasslichen Ausstände ') und Nachlässe 
in Abzug; von der hieraus hervorgehenden Brüll o-E in nah me 
werden zunächst die Verwaltungsausgaben abgezogen, 
worauf die zur Bestreitung der Staatsausgaben bestimmte 
Nctto-Einnahme erübrigt. 

Wenn nun das Budget d. i. die Urkunde, welche die Staats- 
ausgaben und die disponiblen Staatseinnahmen in vollständiger und 
genauer Uebersicht für je ein Jahr einer Finanzperiode zu- 
sammenstellt und die Norm für den Staatshaushalt in dieser 
Periode bildet (vgl. PA z), Verf. 2. Aufl. S. 385), seinem Zwecke 
entsprechen soll, ist es doch sicher kein unbilliges Verlangen, 
den voranschlägigen Betrag der Staatsausgaben und Staatsein- 
nahmen für je ein Jahr einer Finanzperiode in einer Weise hin- 
gestellt zu sehen, dass die efTective Einnahme und wirkliche 
Ausgabe auch grundsatzgemäss als solche behandelt werden. 
Wir sind weit entfernt, von den General-Uebersichten, 
wie sie als Beilagen zu den Finanzgesetzen gegeben werden, 
ein für jeden Laien verständliches und deutliches Bild der vor- 
aussichtlichen Einnahmen und Ausgaben zu verlangen und würden 
weiter kein Wort verlieren, wenn unsere Frage, ob denn die 
41,396,862 fl., welche z. B. füf die VII. Finanzperiode als Ein- 
nahme und Ausgabe angenommen sind, die ganze zur rechnungs- 
mässigen Behandlung' kommende Ziffer sei? durch einfache Hin- 
weisung auf das Budget beseitigt werden könnte, worin ja an 
Rückständen, Nachlässen und Verwaltungsausgaben über 22 Mill. 
ausgewiesen seien. 

Der Umstand aber, dass das Princip, die Verwaltungsaus- 
gaben oder die Kosten der Staatsrentenverwaltung d. h. 
derjenigen Kosten, welche auf den in derselben Rechnung ver- 
einnahmten Gefällen theils durch die die Einnahmen bedingenden 
Mittel der Perception und Verwaltung, theils durch Ständige Be- 
lastung der einzelnen Objecte oder durch Reducirung von Reich- 
nissen auf die Gefälle in unmittelbarer Beziehung stehen (§ XIX. 
Instr. vom 18. Sept. 1826), von dem eigentlichen Staatsauf- 



1) Auf die später flüssig werdenden Ausstände werden in der Regel 
Aufgaben auf die Vorjahre dotirt. 

39* 
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wände ausgeschieden und genau gesondert vorzutragen (§ 4. 
Verordn. v. 11. Januar 1826) — ohne Consequenz durch- 
gerührt ist, dass feiner bei dem nicht klar gestellten Begriffe 
der Verwaltungs- und Staatsausgaben die bereinigte Einnahme 
ebensowenig als wirkliche Netto - Einna hm e erkannt, als 
die vorgetragene Staatsausgabe für den eigentlichen Staatsauf- 
wand angesehen zu werden vermag, wenn nicht der nicht wohl 
zu definirende Begriff unserer Einrichtungen zu Grunde gelegt 
wird, — dieser Umstand lässt es unvermeidlich erscheinen, den 
Manipulationen mit den Einnahmen und Ausgaben etwas näher 
auf den Grund zu sehen. Als Verwaltungsausgaben be- 
gegnen wir zunächst denen auf die allgemeine Renten- 
verwaltung, also auf Erhebung der Steuern, auf Verwal- 
tung der Staatsdomänen, namentlich auf Bewirtschaftung 
der Waldungen, wobei auch die Ausgaben auf den gesammten 
Forstbetrieb, insbesondere die Unterhaltung des ganzen Forstper- 
sonales bis zu den Forstämtern incl. nebst den Ausgaben auf Neu- 
bauten und Unterhaltung der Gebäude der Forstverwaltung als Ver- 
waltungsausgaben erscheinen, ferner denen auf Oeko nomieen 
und Gewerbe, hierunter namentlich den Ausgaben auf die äraria- 
lischen Brauereien etc. (München und Würzburg}, dann den Kosten 
auf Neubauten und Unterhaltung der selbstständigen Gebäude der 
rentamtlichen Verwaltung. Als Kosten auf Verwaltung der allge- 
meinen Rentengefälle werden endlich bei den grundherrlichen Ge- 
fällen namentlich die Ausgaben auf Besoldung des Rentamtpersonals, 
dann die bei allen Verwaltungsa usgaben wiederkehrenden 
Bauausgaben, Umzugsgebühren und Pensionen (Ruhegehalte der 
Slaatsdiener resp. Bedienstelen) behandelt. Das Netloerträgniss 
von den vorstehend bezeichneten Quellen des Staatseinkommens 
bleibt doch wenigstens für die allgemeinen Staalszwecke dispo- 
nibel, in so weit nicht namentlich die Steuern für die Militär— 
anlehen und die ßodenzinse für die Verzinsung der neuen Schuld 
zu verwenden sind (vgl. Abschn. IV. nr. 8). Anders verhält 
es sich mit einem Theile der übrigen Einnahmsquellen, wie 
theilweise aus Nachstehendem hervorgeht. Von dem Bruttoer- 
trägniss der Taxen gehen die Kosten auf die Taxä'mter ab, 
wie auch ein Zuschuss zur Dotation der Zinskasse für die alte 
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Schuld (für die VII. Finanzper. jährlich 100,000 fl.) seit einer 
Reihe von Jahren vorgesehen ist und die Taxen eventuell auch 
zur Dotation der Pensions-Amortisationskasse beigezogen werden. 
Bei den Stempelgefällen ist schon zu beachten, dass auch die 
Centralstellen unter den Verwaltungskosten figuriren , dass das 
Nettoerträgniss zur primären Dotation der Pensions-Amortisations- 
kasse dient und bei Unzureichendheit der Dotation für die Tilgung 
der alten Schuld ein Zuschuss aus denselben zu leisten ist. 

Die Aufschlagsgefälle sind von vorne herein durch- 
laufender Posten, indem der Nettoertrag nach Abzug der Ver- 
waltnngskosten ausschliesslich vorerst in die Zinskasse der alten 
Staatsschuld fliessl, hier aber wieder einer eigenthümlichen Be- 
handlung unterliegt, indem aus diesem Nettoerträgnisse die Kosten 
auf Verw alt ung der Staatsschuld d. i. die sämmtlichen Aus- 
gaben auf die Staatsschuldentilgungs- Kommission mit ihren Spe- 
cialkassen nebst dem ständigen Anhange von Pensionen u. s. w. 
bestritten werden , ohne übrigens glücklicher Weise die Aus- 
scheidung so weit zu führen, dass etwa für die von diesem In- 
stitute mitbesorgle Verwaltung der neuen und Eisenbahnschuld 
die Kosten auch wieder ausgeschieden werden, welche Ausschei- 
dung bezüglich der Grundrentenschuld aber allerdings Platz greift. 
Auch die Erträgnisse aus den Zollgefällen und aus dem 
Lotto werden zur Schuldentilgung (alte Schuld) verwendet, in 
so weit die Ueberschüsse der Zinskasse nicht ausreichen, sind 
also in so weit nur durchlaufend '). 

Auch ist wohl zu beachten, dass das Nettoerträgniss 
der Eisenbahn rente (für ein Jahr der VII. Finanzper. mit 
3,000,000 fl. veranschlagt) bisher ein rein durchlaufender Posten 
war, indem dasselbe und zwar unter Zugabe eines erklecklichen 
Zuschusses aus der Staatskasse zur Verzinsung und Tilgung der 
Eisenbahnanlehen zu verwenden war , sowie dass wenn dieses 
Verhältniss voraussichtlich auch nicht länger fortdauern wird, 



1) Diese besondere Dotation bestimmter Staatsgefälle für den Etat 
der Staatsschulden rührt noch von früherer Zeit her, indem man auf diese 
Weise den Staatscredit iu heben 'suchte, hat aber jetzt keine grosse Bedeu- 
tung; ein Abgehen hievon könnte übrigens ein wenn auch unbegründetes 
Misstrauen erregen. 
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die Emancipation der Eisenbahnen von Zuschüssen der Staats- 
kasse noch nicht erreicht ist (vgl. Abschn. IV. nr. 8) '). Dass 
endlich der ständige Einnahmsposten von 45,000 fl. als Aver- 
salvergütung der Feu erVersicherungsanstalt rein durch- 
laufend ist, lehrt ein Blick auf die gegenüberstehende Veraus- 
gabung von 48,000 fl. l ). Um aber auf den Begriff der Ver- 
waltungsausgaben zurückzukommen, so ist wohl zu beachten, 
dass das Brutloerlrägniss der Zollgefälle, der Verkehrsanslalten, 
des Lottos, dann der Salinen und Bergwerke nicht nur durch 
die Kosten auf die äusseren Betriebsämter, sondern auch durch 
die Ausgaben auf s ä m m 1 1 i c h c einschlägige Central stellen 
mit dem ständigen Anhange von Pensionen u. s. w. geschmälert 
wird 3 ). 

Geht man auf die Staatsausgaben über, so begegnet 
man vorerst dem Etat für die Staatsschuld mit nur einer aber 
um so gewichtigeren Ziffer, worüber das Nähere am Schlüsse 
der Abhandlung (Abschn. IV. nr. 8) besprochen wird. 

Die übrigen Etats der Staatsausgaben, namentlich die Etats 
der Staatsministerien und der Staatsanstalten in 
ihrem Systeme zu verfolgen, fehlt hier der Raum, nur sei be- 
merkt, dass überall wo »hunlich die unfehlbaren Trabanten, Bau- 
ausgaben, Umzugsgebühren und Pensionen natürlich immer er- 
scheinen. Zum Nachweis der Behauptung der Inconsequenz im 
bestehenden Systeme wird nur hervorgehoben: 

1) Der Staatsaufwands - Etat des Finanzministeriums 
wird anscheinend sehr bescheiden bemessen, weil in demselben 
nur die Ausgaben für die Kreiskassen und die Kreis- und Cen- 
tralslellen vorgesehen sind, während die Kosten auf die allge- 

1) Ueber die neueren günstigeren Etlrägnisse ist vorerst die Prüfung 
der Kammern des Reichs abzuwarten. Die Mehreinnahme pro 18 56 /s7 betrug 
gegen das Budget 1,005,576 fl. (S. 11. Beil! Vhdl. K. d. Abg. 1859). 

2) Der Zuschuss von 3000 fl. reicht aber nicht aus, steigt vielmehr 
immer hoher und betrug pro 18 55 /56 5,737 fl. 21 kr (S. 102. Beil. B. 1. 
K. d. Abg. 1859). Wollte doch diese Anstalt auf ihre eigenen zureichenden 
Mittel verwiegen werden! 

3) Dass bei allen Verwaltungsbehörden mit besonderen Centralstellen, 
wenn sie auch nicht Taxbehörden sind, doch Taxen (namentlich die An- 
stellungstaxen) vereinnahmt werden, wird nur nebenbei bemerkt. 
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meinen Rentgefälle (aus Steuern, Taxen, grundherrlichen Ge- 
fällen und Staatsdomänen, hier namentlich aus den Forsten) wie 
oben erörtert wurde , unter den Verwaltungsausgaben iiguriren* 
Das bezüglich der übrigen Staatseinnahmen eingehaltene Princip, 
zu den Verwaltungsausgaben auch die Kosten auf die Central- 
stellen beizuziehen, ist also hier verlassen. 

2) In dem Landbau -Etat werden die Kosten nur in so 
weit als Staatsausgaben, behandelt, als auch die einschlägigen 
übrigen Ausgaben als Staals-Ausgaben vorkommen. Daneben 
werden aber nicht nur bei dem allgemeinen Verwaltungs-Etat, 
sondern namentlich auch bei den Etats der produktiven Staats- 
anstalten kolossale Summen auf Neubauten und Unterhaltung ver- 
ausgabt, wodurch vielfache wirkliche Slaalsausgaben als solche 
verschwinden. 

3) Die Pensionen der Wittwen und Waisen der 
Slaatsdiener sind nur, in so weit sie pragmatischer Natur sind, 
vollständig unter dem einschlägigen Etatssatz der Staatsausgaben 
begriffen. Hingegen sind vielfache nicht pragmatische Pensionen 
unter den Verwaltungsausgaben enthalten. Endlich ist auch wohl 
im Auge zu behalten, dass die Pension e n der Staatsdiener ') 
sowohl als Veiwaltungs- als als Slaalsausgaben in einer un- 
glaublichen Weise in den Rechnungen zersplittert sind. 

4) Andeutend will nur die ungleichmässige Behandlung der 
ständigen Bauausgaben und die vorkommende Kürzung 
der Bruttoeinnahme durch Kosten auf die Einnahmen wie bei 
herrenlosen Objeckten und zufälligen Einnahmen als principwidrig 
hervorgehoben werden. 

Dass bei einer solchen Sachlage eine richtige Einsicht über 
die wirklichen Staatseinnahmen, eine Beurlheilung der eigentlichen 
Betriebs- und Verwaltungskosten und eine Würdigung, welche 
Summen zu den verschiedenen Kategorien der Ausgaben dispo- 
nibel zu stellen sind, rein unausführbar erscheint, wird keiner 
weiteren Ausführung bedürfen. 



1) Dass bei der Bezeichnung „Pension" vorerst unentschieden bleibt, 
ob Rahegehalte von Staatsdienern oder Belüge von Relicten der- 
selben gemeint sind, sei nur gelegentlich hier constatirt. 
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Zur Beseitigung dieser Missstände deuten wir folgende Haupt— 
maassregeln in allgemeinen Umrissen an. 

1) Die sämmtlichen Staats e inn ahmen sind durchgängig 
mit ihrem Bruttoertrage als solche in den Finanzgesetzen 
selbst zu behandeln und dürfen bei den besonderen Administra- 
tionen nur solche Einnahmen erscheinen, welche aus ihrer spe- 
ciellen Bestimmung hervorgehen, also mit Ausschluss der Taxen '), 
Wittwenfondsbeiträge u. s. w. 

2) In so weit die Staatseinnahmen wegen Zuweisung 
zu besonderen Zwecken nur durchlaufende Posten sind, 
namentlich wegen Dotation für die Staatsschuld, ist diess kurz 
bemerklich zu machen (vgl. auch Abschn. II,). 

Als eigentliche Verwaltungsausgaben werden, um 
die unerlässliche Uebersicht der Kosten auf die Verwaltung der 
Staatseinnahmen zu erhallen, nur die Kosten auf die äusseren 
Verwaltungsbehörden behandelt, diese Ausgaben aber wie die 
Staatsausgaben in das Finanzgesetz selbst aufgenommen, sonach 
auch speciell festgestellt. Der beliebten Manipulation, unter der 
Firma der Verwaltungsausgaben (Creirung der Taxbeamten) oder 
wegen höheren Anfalles derselben gegen das Budget (Erhöhung 
der Gehalte der Forst-, Eisenbahn- und Postbediensteten) die 
genaue Controle der Kammern zu umgehen, wird hiemit zunächst 
ein Ziel gesteckt. 

4) Ruhegehalte der Staatsdiener und Bezüge der Relicten 
derselben werden überall gleichmässig als Staatsausgabeu unter 
derselben Rechnungsposition verausgabt. 

5) Die Kosten auf Neubauten und Unterhaltung 
gehen durchgängig auf den Landbau-Etat über, womit auch die 
bei Staatsgebäuden hergebrachte grössere Controle auf die 
theilweise sehr luxuriösen Bauten der Verwaltung ihre Aus- 
dehnung finden wird. 

6) Eventuell wäre der Vorschlag, neben Aufrechthaltung 
der Ausscheidung der Kosten auf die Verwaltung der Staats- 
einnahmen (eigentliche Verwaltungs-Ausgaben nr. 3 oben) als 

1) Diese wären, wenn auch summarisch, den eigentlichen Taxämtern 
zuzuweisen. 
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Staa ts-Central-Ausgaben nur die Civilliste, die Staats- 
schuld und den Militär-Etat , alle weiteren Ausgaben aber als 
Staatsverwaltungs-Ausgaben zu behandeln. 

Hieran anreihend werden noch namentlich folgende allge- 
meine Maassregeln bezüglich des Finanzhaushaltes in Anregung 
gebracht : 

1) Die Beschränkung der Finanzperioden auf drei 
Jahre. Schon seit vielen Jahren hört man in den Kammern das 
ceterum censeo gegen die sechsjährigen Finanzperioden. Die 
durch eine so lange Dauer erwachsenden Missstände waren schon 
mehrfach Gegenstand der Kammerdebatten, der Mangel einer nur 
leidlich festen Basis für den Staatshaushalt, indem Einnahmen 
und Ausgaben höchstens vorausprophezeit, aber nicht vorausge- 
sehen werden können, die eben bei dem Mangel einer sicheren 
Grundlage näher liegende und leichter zu motivirende Willkühr 
in Verwendung der Einnahmen, die Verwirrung aller Haushal- 
tungsverhältnisse u. s. w. liegen zu offen zu Tage, als dass noch 
ein Zweifel bestehen könnte, wie wichtig die Abkürzung der 
Finanzperioden wäre. Die Kammern treten ja ohnehin alle drei 
Jahre zusammen, sonach ist auch bei deren jedesmaliger Einbe- 
rufung eine Budgetberathung möglich. Der Mehraufwand an Zeit 
und Mühe und selbst an Kosten, welcher durch Aufstellung des 
Budgets alle drei Jahre statt in je sechs Jahren erwächst, wird 
nicht nur durch die wirklichen Vortheile für das ganze Land, 
sondern auch durch die thatsächliche Geschäflsminderung, welche 
die Durchrührung einer dreijährigen Finanzperiode nach einmal 
vollzogener Regulirung zur Folge hat, reichlich aufgewogen. 
Die Erübrigungen, welche, sich bei längerer Dauer der Finanz- 
perioden, an den Einnahmen ergeben, sind kein Lob, sondern 
ein lebhafter Beweis der Unverlössigkeit des Budgets; in Bayern 
hat man wenigstens weder für die Vergangenheit noch für die 
Gegenwart Grund , mit Befriedigung ihrer zu gedenken. In 
Preussen wird das Budget jährlich regulirt und zwar mit dem 
besten Erfolge für die Verlässigkeit der Ziffern. 

2) Die Feststellung des Maassstabes für die zu erhebenden 
Kreisumlagen nur alle drei Jahre. Was bei dem Staatshaus- 
halte zu wenig geschieht, erfolgt beim Kreishaushalte zu oft. 
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Hier hat man wohl im Auge behalten, wie vortheilhaft für einen 
Haushalt die Bemessung der Einnahmen und Ausgaben innerhalb 
eines möglichst kurzen Zwischenraumes ist ; jedoch sind die Be- 
schwerlichkeiten, welche eine jährliche Feststellung der Kreis- 
fondsbudgets zur Folge hat, zu gross, als dass dieselben durch 
die hieraus erwachsenden Vortheile ganz verschwinden könnten. 
Möge es auch immerhin bei der jährlichen Aufstellung des Aus- 
gabenbudgets bewenden, wenn nur die jahrliche Feststellung der 
Kreisumlagen hinwegfiele. Wollten wir auch annehmen, die 
Landrathsabschiede erschienen immer noch so rechtzeitig, dass 
die Rentämter das Procenlmaass der Kreisumlagen vor Beginn 
der betreffenden Jahresperception erfahren, was übrigens schon 
mehrmals der Fall nicht war, so stelle man sich doch die enorme 
Geschäftslast eines nur einigermaassen ausgedehnten oder stark 
parcellirten Rentamtes vor, welches z. B. in drei aufeinander 
folgenden Jahren 9'/2°/o, 8%%, 9'/4% Kreisumlage in den 
kleinsten Bruchtheilen Tür alle seine Steuerpflichtigen gegen die 
hier unverhältnissmässig geringe Entschädigung von l 3 /«°/o Tan- 
tieme berechnen, speciell verbuchen, abquitliren und verrechnen 
muss. Für drei Jahre Hesse sich wohl ein Durchschnittsprocent 
ermitteln und wäre mit Feststellung eines solchen viel für die 
Perceptionsämter gewonnen, dem Rechte der Landräthe aber das 
Procentmaass der Kreisumlagen zu beantragen gleichwohl nicht 
zu nahe getreten. 

3) Die Unterlassung der abgesonderten rechne- 
rischen Behandlung der Steuerbeischläge. Die Annehmlichkeit, 
dass wir in unserem Steuersysteme ein Nivellement für die Aus- 
gaben besitzen, indem nach Feststellung der Ausgaben und der 
übrigen Einnahmen die Frage zur Beantwortung kommt, wie viel 
muss durch die Steuern gedeckt werden ? ist nicht zu verkennen. 
Nachdem nun das in den letzten Finanzperioden creirte System 
der Steuer beisch läge nicht Aussicht bat, mit der Zeit 
wieder in materieller Hinsicht zu verschwinden, so möchten 
wir nur im Interesse des Dienstes rathen, von einer besonderen 
rechnerischen und buchmässigen Behandlung der Beischläge Um- 
gang zu nehmen, da solche, an sich zwecklos, den Perceptions- 
ämtern mehr Schwierigkeiten, unnütze Schreibereien und Zeit- 
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aufwand kostet, als vorausgesehen wurde. Man erhebe die Ge- 
werb-, Kapitalrenten- und Einkommensteuer zu Quotitätssteuern, 
wie sie in der Grund- und Häusersteuer bestehen und bestimme 
die Zahl der zu erhebenden Simplen oder Procente durch das 
Finanzgesetz je in einer Ziffer, so ist dem ganzen Uebelstande 
abgeholfen. 

II. Abschnitt. 

Die Staats -Einnahmen. 

I. Dlrecto Staatsauflagen. 

Unser Steuersystem soll hier als solches unberührt 

bleiben , obwohl reichliches Material zur Kritik vorläge. Seien 

wir beruhigt, dass wir nach manchem Experimentiren in der 

Steuergesetzgebung zu- einem Systeme gelangt sind , welches 

wenigstens alle Einkommensquellen — im weiteren Sinne des 

Wortes — die nach unserem Abgabensysteme besteuerungsfähig 

sind, mit Steuer belegt. 

1. Grundsteuer. 
In dem Gesetze vom 15. August 1828 kam gegenüber dem 
bei dem Steuerprovisorium zu Grunde gelegenen Systeme der 
Besteuerung des Reinertrages nach dem Currentwerlhe der Grund- 
stücke die Besteuerung des Rohertrages zur Geltung. Eine 
Schattenseite bei Ausführung des im Principe anzuerkennenden 
Gesetzes war die enorme Kostspieligkeit, indem das Steuerkataster 
bereits über 20 Millionen gekostet hat 1 ), sowie der fatale Umstand, 
dass die vor 1828 vorgenommenen Messungen, Bonitirungen und 
Kataslrirungen in einem Grade sich als fehlerhaft und unbrauchbar 
erwiesen, dass die nach dem sog. unrevidirten Definitivum einge- 
steuerten Bezirke (meist im jetzigen Oberbayern gelegen) mit 
einem enormen Kostenaufwande neu katastrirt werden mussten. 
Durch das Gesetz vom 28. März 1857 wurde in Folge der nicht 



1) Die Kosten auf das Steuerkataster werden aber nicht als Verwal- 
tungsausgaben, sondern als Staatsausgaben mit dem üblichen Anhange von 
Pensionen u. s. w. behandelt. 
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weiteren Berücksichtigung der Belaslungsverhallnis.se aus dem 
grund- oder lehenherrlichen Verbände das Steuerkataster auf 
seine eigentliche Bestimmung : die Conslalirung des Besitzstandes 
von Grund und Boden nach seinem mitteljährigen Ertrage zu- 
rückgeführt. Sehr wichtig ist aber die grösste Sorgfalt in Evi- 
denthaltung der so werlhvollen und kostspieligen Katasterelaborate, 
welche aber nach vieljährigen Erfahrungen durchaus nicht als 
durchgängig befriedigend durchgeführt angenommen werden kann 
und zwar in zweifacher Richtung : 

a) indem nicht immer durch pünktliche Umschreibung der 
neueste Besitzstand durch das Kataster ausgewiesen wird, 
ein Missstand, der namentlich dadurch hervorgerufen wird, 
dass die eingetretenen Besitzveränderungen nicht rechtzeitig 
zur Kenntniss der Finanzbehörden gebracht werden ; 

b) indem die Sleuerpläne und Korrektionsblätter bei den 
vielfach vorkommenden Güterzertheilungen und darauf hin 
zu beschäftigenden Ummessungen nicht sorgfaltig genug 
evident erhalten weiden beziehungsweise die Kontrole 
über den richtigen Vollzug der Messungen sehr erschwert 
erscheint. 

2. Haussteuer. 

Ueber das Haussteuergeselz vom 15. Aug. 1828 ist längst 
der Stab gebrochen. 

Die Mieth haussteuer ist unsere unbilligste Steuer, 
indem, wenn doch der Werthertrag Steuer-Objekt sein soll, nicht 
die wirkliche Miethe, sondern grundsätzlich die Miethertrags- 
f ä h i g k e i t besteuert ist, und die höchste Rentabilität als Basis 
der Besteuerung dient, ohne Rücksicht auf die Kosten der Unter- 
haltung, des Schutzes, der Brandassekuranzbeiträge, des Leer- 
stehens von Wohnungen und zwar neben der Entrichtung der 
Steuer von dem Grund und Boden aus der höchsten Bonitäts- 
klasse. Soll nun dieser eigentlichen Miethsteuer gegenüber in 
Ermangelung von wirklichen Miethbeständen die Miethertrags- 
fähigkeit in dem Flächeninhalt der Häuser gefunden werden 
— einem sicher ganz willkührlichen Anhaltspunkt — so wird die 
enorme Begünstigung der auf diese Weise mit der sog. Areal- 
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haussteuer belegten Häuser gegenüber den nach dein einge- 
schätzten möglichen Mietherlrägnissen besteuerten, einer weiteren 
Erörterung nicht bedürfen. 

Bei den Versuchen durch die Gesetze vom 28. Dezember 
1831 , vom 25. Juli 1850 und 10. Januar 1856 (von Stockar 
Handbuch S. 357— 363) den bestehenden Ungleichheiten thunlichst 
abzuhelfen, kann man sich nicht beruhigen; die Aufstellung eines 
für alle Gebäude gleichheitlichen Besteuerungs-Maassstabes ist 
als unabweisbares Bedürfniss zu bezeichnen. Auf den bereits 
im Jahre 1850 gestellten Antrag, die allgemeine Grundlage des 
Kaufs- (Kurrent-) Werthes der Häuser als Besteuerungsmaass- 
stab anzunehmen, wäre wohl zunächst zurückzukommen. 

3. Gewerbsteuer. 
In der Besteuerung der Gewerbe hat man bei uns nach der 
des Grund und Bodens, entschieden in den Gesetzen vom 28. Mai 
1852 und I.Juli 1856 die beste Wahl getroffen. In das Detail 
einzugehen, ist hier nicht der Ort; so viel ist sicher, dass die 
Durchführung dieser Gesetze verhältnissmässig auf weniger 
Schwierigkeiten gestossen ist und sich namentlich bei einer mit 
gehöriger Umsicht und Berücksichtigung der lokalen Verhältnisse 
geleiteten Einsteuerung nach dem neuesten Stande der Gesetz- 
gebung eine den Rücksichten der Gerechtigkeit und Billigkeit 
gleichtnässig Bechnung tragende Besteuerung der Gewerbe er- 
zielen lässt. 

4. Kapitalrenten- und Einkommensteuer. 
Die Principien und materiellen Bestimmungen der betreffenden 
neueren Steuergesetze zu erörtern, ist hier nicht erforderlich. Die 
Bestimmungen über die Besteuerung der Kapitalrenten sind 
in principieller Beziehung in den Gesetzen vom 4. Juni 1848, 
vom 11. Juli 1850 und 31. Mai 1856 ziemlich dieselben ge- 
blieben; hingegen gieng die Einkommensteuer von der 
früheren Bestimmung der Ausgleichungssteuer als allgemeiner 
Einkommensteuer neben den übrigen Steuern, in eine Supple- 
mentsleuer über, welche als Schlussstein des ganzen Systems 
die nicht bereits besteuerten Einkommensquellen treffen sollte. 
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Nur folgende Punkte sollen als hauptsächlichst zu beanstan- 
dend hervorgehoben werden : 

1) Die Kapitalrente und das Einkommen ist nach dem Jah- 
resbetrage zur Zeit der Eiitsleuerung . zu entrichten , also die 
Soll-Einnahme an Kapitalrenten und Einkommen soll am 
Anfange des Etatsjahres falirt und hievon die Steuer entrichtet 
werden. Wir ersparen uns die Ziehung aller Consequenzen 
dieses Satzes, die Erörterung der Unausführbarkeit beim besten 
Willen derFntenten, der Straflosigkeit des Unredlichen durch den 
Ausschuss und schlagen nur im Interesse der Steuerpflichtigen 
und der Steuerbehörden vor, die Kapitalrenten und das Ein- 
kommen nach dem e ffektiven Betrage des je voraus- 
gegangenen Jahres zu besteuern, wobei auch die Staats- 
casse im Grossen und Ganzen nicht verlieren, sondern nur ge- 
winnen kann. Ganz von selbst fielen dann auch die ohnehin 
durchaus unausführbaren Quartals änderungen hinweg und 
würden den Rentämtern eine Masse unnützer wegen indicirter 
Beanstandung von Fassionen u. dgl. gehässiger Vielschreibereien 
erspart, dieselben vielmehr im Stande gesetzt, den Patirungen, 
welche dann jedenfalls nicht häufiger würden, grössere Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden. Dass diese Besteuerung des Reinertrages 
nach dem Vorjahre bei den übrigen Steuern, welche auf ganz 
andern Grundsätzen beruhen, keine Anwendung finden kann, 
ist selbstverständlich. 

2) Der Rentenertrag aus den zum Stammvermögen einer 
geistlichen Pfründe gehörigen Kapitalien, deren Rente dem 
Bepfründeten seinen ganzen oder theilweisen Unterhalt für das 
ihm obliegende Kirchenamt zu gewähren bestimmt ist, unterliegt 
mit gewissen Ausnahmen der Kapitalrentensteuer. Mag 
man bei Aufnahme dieser Gesetzesbestimmung mit allen Waffen 
der Gelehrsamkeit und des Scharfsinnes gekämpft und sich für 
diesen Besteuerungs-Modus entschieden haben — er ist nicht 
consequent, unbillig und willkührlich ; es wäre zu wünschen, 
dass auch dieses Pfründe - Einkommen zur Abhilfe gerechter 
Beschwerden zur Einkommensteuer gezogen werde. 
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II. Indirccte Staatsauflagen. 

1. Taxen und Stempel. 

Dass die materiellen Bestimmungen über unser diessrheini- 
sches Tax- und Stempelwesen einer gründlichen Reform bedürfen 
isl allseits anerkannt. 

Der Antrag des Herrn Fürsten von Wallerstein wegen Um- 
wandlung der Taxen in einen Zuschlagstempel (S. 229. B. III. 
Stet). Ber. 1855) hatte zur Zeit die Sicherung im Landtags-Ab- 
schiede zur Folge, dass auf einen bezüglichen Gesetzes-Entwurf 
bei der seinerzeitigen Revision der Taxordnung Tür Gegenstände 
der streitigen Rechtspflege die entsprechende Bedachtnahme zu- 
gewendet werden solle, womit nach unserer Erfahrung in diesen 
Dingen die Sache so ziemlich ad calendas graecas verschoben ist. 

Uebrigens hätte dieser Antrag bei allen in Aussicht gestellten 
Vortheilen der Vereinfachung der Perception und der Ersparung 
der Kontrole, indem das Document sich durch den dem gewöhn- 
lichen Stempel beigedrückten Taxstempel selbst conlrolirt, sowie 
der hieraus folgenden Ersparung an Verwaltungskosten seine 
grossen Schwierigkeiten in der Durchführung, indem wir absolut 
auch ein ganz neues Stempelgesetz haben müssten und selbst 
dann wie in Rheinpreussen und Hessen doch immer noch manche 
Taxerhebungen ohne gleichzeitige Stempelanwendungen in Aus- 
sicht ständen, namentlich aber unser Taxgesetz vom 28. Mai 1852 
und die hieran angereihte Creirung der Taxbeamten von der 
Regierung als kaum zu beseitigende Hemmnisse vorgehalten 
würden. Fassen wir also die Hauptbeschwerdepunkte zusammen 
und sehen, wie sich nach dem Standpunkte der dermaligen Ge- 
setzgebung abhelfen lasse. 

1) Das Bestehen der verschiedenen Taxordnungen 
in Sachen der streitigen Rechtspflege. Dass die Mög- 
lichkeit der Aufstellung einer gemeinsamen Taxordnung in dieser 
Beziehung erst gegeben sei, wenn ein allgemeines Civilgesetz- 
buch eingeführt sein wird (Schreiben des Fz. Minist. 20. Mai 
1856. S. 203. Beil. Bd. IV. Sten. Ber. 1856) können wir nun 
und nimmermehr glauben. Der Civilprocess, das Ver- 
fahren ist ja im diessrheinischen Bayern überall der gleiche. 
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Die sofortige Ausdehnung des Taxgeselzes von 1852 auf die 
streitige Rechtspflege etwa mit einigen Zusätzen wegen höherer 
Taxirung der Erkenntnisse u. s. w. würde jedenfalls eine viel 
gleichheitlichere und gerechtere Belastung zur Folge haben , als 
das jetzige Verfahren nach einigen 40 Taxordnungen. Findet 
ja auch das Taxgesetz von 1852 ungeachtet der verschiedenen 
Civilgesetze allgemeine Anwendung und zwar namentlich im ehe- 
lichen Güterrechte mit den verschiedenartigsten Wir- 
kungen auf die Taxentrichtung! 

2) Die Mängel des Taxgesetzes namentlich 

a) wegen Einrechnung der Schulden bei Besitzwechsel 
von Realitäten, 

b) wegen der Redaktion des Gesetzes. 

Zu a. Die Härte des Taxgesetzes, dass bei Besitzwechsel 
an Realitäten die Schulden nicht abgezogen werden dürfen (Art. 30) 
und zwar selbst nicht in den Fällen des 'Art. 42 kann nicht auf- 
recht erhalten werden. 

Das entgegenstehende Hinderniss: der Ausfall an den Tax- 
gefällen, gedenken wir durch Erhöhung des Gradationsstempels 
und Verminderung der Verwaltungskosten beseitigt zu sehen. 
(Vgl. Abschn. HI.) 

Zu b. Wenn je ein Gesetz reichlichen Stoff zur Interpre- 
tation gab, so ist es das Taxgesetz; dass dasselbe nicht so klar 
und gemeinverständlich ist, wie es die Instruktion in § 20 be- 
hauptet und desshalb Anfragen über die materielle Anwendbar- 
keit des Gesetzes wie Generalisirungen verbietet, widerlegt die 
jetzt schon vorliegende Literatur, sowie die Erfahrung, dass bei 
keiner Art der Gerdlls-Erhebung mit solcher Verschiedenartigkeit, 
Willkühr und Gesetzwidrigkeit wie bei dem Taxgesetze verfahren 
wird. Demnach rathen wir zu einer gründlichen Revision des 
Taxgesetzes namentlich auch über den Begriff der Offizialsachen, 
wenn die Regierung nicht vorzieht, lediglich Rechtsgelehrte zu 
Taxbeamten und Revisoren zu verwenden. (Vgl. Abschn. III. 
Abs. II. nr. 3.) 

3) Die Vielartigkeit der Normative Über das 
Stempelwesen. 

Mit der gesainmten Arbeitskraft, welche, wir wollen nur 
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sagen , seil 30 Jahren darauf verwendet wurde , den Slempel- 
gesetzen von 1812 und 1825 die eifrige Anwendung zu sichern, 
halte dem Slaate gewiss ein grösserer Dienst geleistet werden 
können, wenn die Staatsregierung sich entschlossen hätte, das 
Resultat einer dreissigjährigen Gesetzesanwendung, wie es in der 
nicht sehr erquicklichen Gestalt von wenigstens 300 EntSchlies- 
sungen vorliegt, in einer neuen Gesetzes-Redakiion niederzulegen. 
Gewiss hätte hierdurch etwas Erspriessliches erzielt werden können. 
Hiebei hätte auch die Stempel-Einnahme eine namhafte Erhöhung 
durch eine grössere Abstufung des Gradalionsstempels leicht er- 
fahren können. Unter allen Umsländen hätten auch gelegentlich 
der Emanirung des neuen Taxregulalivs von 1852 die Slempel- 
gesetze einer Revision unterstellt werden sollen, damit nicht wie 
es jetzt leider der Fall ist , eine ungleichmässige für den 
Dienst so beschwerliche Taxirung und Stempeladhibirung Platz 
greifen müsste, wie sie bei Auszügen und Inventaren dermalen 
normirl ist. 

4) Weitwendigkeit und Kos tspieligkeit der Ver- 
waltung. Hierauf wird im Abschn. III. zurückgekommen. 

Schliesslich wird die Absch affung der Anstellungs- 
taxen der Beamten mit zehn Prozent ihres Gehaltes — einer 
völlig veralteten Beamtensleuer — angeregt '). 

Setzen wir uns in die Lage des Glücklichen, welcher nach 
enormen Geldopfern endlich in das ersehnte Staatsdienerlhum 
eintritt, berücksichtigen wir den spärlichen Gehalt, die Kostspie- 
ligkeit der Uniform, dazu oft Kosten auf Einrichtung und Um- 
zug, bei Kassabeamten die Kaution, die namhafte Einkommen- 
steuer, dazu bei Bezügen über 600 fl. die Wittwen- und 
Waisenfondsbeilräge, so wird die Belastung des ersten Jahres- 
gehaltes und jeder weiteren Erhöhung mit 10% Abzug sicher 
als eine den übrigen Abgabepflichtigen gegenüber nicht billige 
Auflage erscheinen. Der Ertrag von 52,000 — 55,000 fl. jährlich 
wird bei der grossen Bedrückung der Taxpflichtigen namentlich 



1) Ein diessbeziiglicher Antrag wurde in der Kammer der Abgeordneten 
S. 219. Sten. Ber. 1857 abgelehnt. 



Zeilschr. f. SlMliw. 1859. 4s Hefl. 
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bei der ersten Anstellung nicht ein unabwendbares Hindernis 
der Abschaffung oder doch der Minderung bieten. 

2. IM a I z a u f s c h 1 a g. 

Ein höchst heickles Thema, bei welchem Reform-Vorschläge 
sehr misstrauisch aufgenommen werden. Andeutungen zu etwaigen 
Reformen sind wegen der hiemit zusammenhängenden wesent- 
lichen Vereinfachung und minderen Kostspieligkeit der Verwal- 
tung in Abschn. 111. Abs. II. nr. 4 gegeben. 

3. Zölle. 

Der Natur der Sache nach hat die Regierung auf das Brutto- 
erträgniss der Zölle minder direkten Einfluss. Den jüngsten Postu- 
laten der Kammern in Ansehung der Zoll- und Hundeis-Verhält- 
nisse für die Zukunft wurde in den Laudtags-Abschieden vom 
1. Juli 1856 (Ges. BL S. 113) und 26. März 1859 fGes. Bl. 
S. 7) entsprechende Rechnung getragen. 

Die Verwaltungs-Ausgaben verschlingen aber ein Vieriheil 
bis ein Fünftheil der Brutto-Einnahme und möchten wir hier, 
wenn auch das Heer der Beamten nicht gemindert werden könnte, 
einige Sparsamkeit namentlich in den Neubauten (S. 145. Bd. III. 
Sten. Ber. 1856) anempfehlen. 

III. StaatsregaUen und Anstalten. 

Die Ausscheidung, welche Einnahmsquellen als solche aus 
den Staatsregalien, und welche als aus. produktiven 
Staats-Anstalten fliessend zu erachten seien, ist officiell 
nirgends ersichtlich, kann aber leicht in staatsrechtlicher und 
finanzieller Beziehung von der grössten Wichtigkeit werden und 
muss daher diese formell so leicht durchzuführende Ausscheidung 
in den Rechnungen als besonders wünschenswert bezeichnet 
werden. 

Staatsregalien sind die Salinen und Bergwerke, die 
Post, das Gesetz- und Regierungsblatt, das Lotto, die Occupation 
herrenloser Objekte, die Perrlenfischerei und Goldwäscherei, die 
Nachsteuer und Emigrationstaxen , und der Ertrag der Kreis- 
amtsblätter '). 

1) Doktrinell lauen «ich diese Einnahmsquellen nicht alle zu solchen 



des bayerischen Staatsfinanzwesens. QQQ 

Die Münz- Anstalt ist auch Regal, wird aber in Bayern 
als nicht produktive Staatsansialt unter den Staats-Ausgaben be- 
handelt, wiewohl, sie den vorgesehenen Zuschuss aus der Staats- 
casse niemals beansprucht. 

Das Jagdrecht cessirte seit 1848 als Regal. 

Als produktive Staatsanstalten figuriren in unseren 
Budgets die Verk eh rs-An stalten ausser der Post, sonach die 
Eisenbahnen*), die Donau-Dainpfschifffahrt, der Ludwigskanal 
und der Staatstelegraph. 

Ein kurzer Blick auf die wichtigsten Regalien und Staats- 
Anstalten wird zeigen , inwieweit dieselben das Prädicat „pro- 
duktiv" beanspruchen können. Die traurige Erfahrung, dass alle 
industriellen und technischen Unternehmungen, welche auf Staats- 
kosten betrieben werden, bei der beliebten bureaukratischen Be- 
handlung, Vielschreiberei und gehäuften Kontrole einen grossen 
Theil ihrer Produktivität verlieren müssen, sehen wir hier um 
so mehr bestätigt, wenn unter der Firma von Verwaltungsaus- 
gaben mit der Brulto-Einnahme gehaust wird , wie es bei uns 
theilweise der Fall ist. 

Die Salinen werfen allerdings eine Netto-Einnahme ab, 
die Verwaltung verschlingt aber die Hälfte der Brutto-Einnahme, 
was freilich erklärlich wird, wenn wir Luxusbauten wie das neue 
Salinengebäude in München hier verrechnet finden und z B. für 
je ein Jahr der VII. Finanzperiode 70,000 fl. für Neubauten 
auf diesen Etat beansprucht werden. 

Mit der im Landtags-Abschiede vom 1. Juli 1856 (-Gcsetzbl. 
S. 122) zugesicherten Revision des Rechnungsschetna ist da nicht 
viel geholfen. 

Die Bergwerke diesseits des Rheins sind nicht nur nicht 
produktiv, sondern höchst unproduktiv ; gegen Zuschuss aus an- 
dern Fonds wurde Verwahrung eingelegt, nachdem sich in den 



ans Regalien subsumiren ; der Ertrag der Kreisamlshlälter ist zur Fundation 
des allgemeinen Unterslützungsfondes für Staatsdiener und deren Relikten 
mitbestimmt, daher nur durchlaufend. 

2) Pözl behandelt diese als Regal (Verf.Kecht S. 393 und S. 481, 
Verw. Recht S. 410); die Regierung hat sie als Staats-Anstalt anerkannt 
S. 248. Sten. Ber. Bd. I. 1855. 

40* 
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Jahren 1847 mit 1853 ein jährlicher Zuschuss von durchschnitt- 
lich 58,457 fl. — ergehen und der Abschluss pro 18 44 /s5 wieder 
einen Passivresl von 229,749 fl. entziffert hat (Seile 355. Beil. 
Bd. 3. V. K. Abg. 1856). Wollen wir von dem im Landtags- 
Abschiede in Aussicht geslellten theilweisen Verkauf der Berg- 
ünd Hüttenwerke (Ges. Bl. 1856. S. 126) das Beste erwarten! 
Die jüngsten Kammerverhandlungcn (S. 246. Sten. Ber. 1859) 
beurkunden aber durchaus keinen ernsten Willen, den Zuschüssen 
ein Ende zu machen oder sie wesentlich zu beschränken. 

Die Belriebs-Ausgaben auf die Eisenbahnen betragen 
jährlich über 4 Millionen, woran sicher gespart werden könnte, 
wenn der Luxus, welcher sich einmal bei unserem Eisenbahn- 
betriebe einheimisch gemacht hat, beschränkt werden wollte und 
würden sich noch höher entziffern, wenn nicht, was nur immer 
thunlich, an Verwaltungs - Ausgaben auf die Po s tg e f ä 1 1 e, 
welche dafür ihr Nellosoll fast nie erreichen, hinübergezogen 
würde. Die Verwendung der Eisenbahnrente, welche im Ver- 
hältnisse zu dem verwendeten Kapitale wenigstens 6 Millionen 
abwerfen sollte (S. 146. Bd. III. Sten. Ber. 1855) siehe oben 
Abschn. II. 

Die Uebernahme der Donaudampfschi ff fahrt auf den 
Staat hat 890,000 fl. gekostet und jetzt verschlingt der Betrieb 
von ca, 2'/» Millionen Brutto-Einnahme über 2 Millionen, ein 
Verhältniss, welches so bald keine Besserung, eher sogar das 
Gegentheil befürchten lässt. 

Der Ludwigskanal ist dem Staate bereits auf 15 Mil- 
lionen zu stehen gekommen. Der Betrieb kostet über die Hälfte 
der Brutto -Einnahme. Ob sich die bisherigen Opfer lohnen 
werden, wird wohl in nicht ferner Zeit entschieden werden können. 

Das Telegraphen-Institut ist noch neu. Der ur- 
sprüngliche Ansatz von 40,000 fl. — im Budget der VII. Finanz- 
periode als Staatsausgabe ist durch das Finanzgesetz in eine 
Netto-Einnahme von 30,000 fl. übergegangen. Von der Ren- 
tabilität ist durch thunlichst niedere Tarifsätze das Beste zu er- 
warten. • 

Das Lotto hätte zu jener Zeit beseitigt werden können, 
in welcher der bayr. Staat noch so glücklich war, mit den be- 
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rühmten Erübrigungen zu wirtschaften. Dass nunmehr die vom 
I. Oktober 1851 gesetzlich bestimmt gewesene Aufhebung in 
der Thal noch nicht in Vollzug kam, sowie dass auf den Waller- 
stein'schen Antrag den Uebergang zur Aufhebung durch allmälige 
Einziehung der bestehenden Kollekten und gleichzeitige Consli- 
tuirung einer Klassenlotterie anzubahnen (S. 337. Beil. Bd. II. 
V. K. d. Abg. 1855 und Sten. Ber. Bd. I. S. 346) nicht einge- 
gangen wurde, ist bei der dermaligen Lage unseres Finanzhaus- 
haltes freilich erklärlich. Die Ueberschüsse an der Jahresein- 
nahme gegen das Budget, wie wir sie jetzt haben (vgl. Abschn. IV. 
nr. 8), erlauben die Beseitigung des Lottos zur Zeit nicht. 
Hoffentlich wird die Aufhebung doch noch mit der Zeit möglich 
werden. 

17. Staatsdomänen. 

Die Einnahmen aus Staatsdomänen geben allerdings mehr- 
fach Anlass zur Anregung von Reformen, jedoch soll hier auf 
minder wichtiges Detail nicht eingegangen werden. 

Die Beantwortung der Frage, ob bei Verwerthung der 
Forst produkte ') von den richtigen Grundsätzen ausgegangen 
wird, und ob sich die Verwaltung nicht wesentlich vereinfachen 
lasse, wollen wir einer sachverständigeren Feder überlassen. 

Nur dringt sich im Hinblick auf die Organisations- Verord- 
nung vom 1. Juli 1853 bezüglich der Regulirung der Bezüge des 
Forslpersonals wieder die unabweisbare Wahrnehmung auf, wie 
eben die Beamten und Bediensteten, welche so glücklich sind, 
unter den Verwaltungsausgaben auf produktive Staats-Anstalten 
zu figuriren, ganz einfach — wenn man nämlich will — im 
Verwaltungswege in ihren Bezügen begünstigt werden, während 
es so schwer fällt den Bedienstelen, welche den Slaats-Ausgabs- 
Etats zugetheiil sind, eine Verbesserung ihrer Lage zu erringen, 
beide Kategorien von Bediensteten aber doch sicher Anspruch 
auf gleichmässige Behandlung haben. 



1) Ueber die Verordnung vom 19. Aug. 1849 vgl. Referat vom 19. Juni 
1850. Beil. nr. 218 der Kammer-Vhdlg. und von Redens Statistik Bd I. 
S.31. Vgl hingegen Vortrag des Min.Ref. S.215. Beil. Bd.2. K. d. Abg.1859. 
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III. Abschnitt. 
Die Finanzverwaltung. 

Bei Erörterung der Finanzverwallung eines Staates mit der 
Absicht, Reformvorschläge hiemit zu verbinden, läge die Unter- 
suchung sehr nahe, das Vorbild einer Verwaltung hinzustellen, bei 
dessen Beachtung nichts mehr zu wünschen übrig bliebe. Bei 
der in der Einleitung angedeuteten hier zu lösenden Aufgabe, 
Vorschläge zur Reform des bayerischen Staa ts finanz- 
wesens auf Grund der bestehenden Verhältnisse zu geben, 
haben wir, wenn das bei ernstlichem Willen Erreichbare erlangt 
werden soll, einen zwar beschränkteren aber um so schwieri- 
geren Gesichtskreis zu verfolgen. 

Von der Erwägung ausgehend , dass eine heilsame Reform 
von oben beginnen muss, werden zunächst die oberen Ver- 
waltungs-Stellen nebst der Geschäftsleilung berührt (1) 
und hieran die Vorschläge über Organisation der Percep- 
lionsbehörden angeknüpft (II). 

Als Resultat unserer Vorschläge glauben wir im Grossen 
und Ganzen eine einfachere, weniger an unfruchtbaren Formalien 
und Vielschreibereien leidende, einheitliche G e s a m m 1 1 e i t u n g 
der Finanzverwaltung, hinsichtlich der Perceptionsbehöi den 
aber Erleichterung der mit Verantwortung überbürdeten Beamten 
und Minderung der Verwaltungsausgaben bezeichnen zu sollen. 

Durchgängig beschränken wir uns jedoch hinsichtlich der 
Verwaltung auf den allgemeinen Dienst, sind jedoch der 
— durch die in Abschn. II. gegebenen Andeutungen begrün- 
deten — lebhaften Ueberzeugung . dass bei den Verwaltungs- 
stellen und Behörden, sowie den Verwallungskosten der beson- 
deren Administrationen (Bergwerke, Salinen, Lotto, Verkehrs- 
Anstallen und Zollwesen) Reformen ebenso dringend geboten sind, 
wie im allgemeinen Verwaltungs-Dienste. 

I. Die oberen Verwaltungs-Stellen. 

Wir halten uns nicht für berufen , specielle und direkte 
Vorschläge zur Reform bei dem K. Staatsministerium der 
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Finanzen zu machen, jedoch tragen wir kein Bedenken die 
Ansicht auszusprechen, dass namentlich, was das Etatswesen an- 
belangt, namhafte Geschäflsvereinfachungen zulässig sind, wor- 
über unten Andeutungen gegeben werden. Vgl. auch die Staats- 
ausgaben (IVJ. 

Vertrauensvoll richten sich die Blicke der Finanzbeamten 
auf die dermaligen obersten Leiter des Staatsfinanzwesens. Möge 
die jüngst in Aussicht gestellte zeitgemässe Revision der über die 
Geschäftsführung der bayerischen F' n anzverwaltung bestehenden 
Vorschriften als günstige Andeutung Tür einen regeren Geist 
gegenüber der früheren Stagnation in der bayerischen Finanz- 
verwaltung erscheinen. 

Ein vortreffliches Mittel, die so unerlässliche Conformität in 
der ma teri eilen Anwendung der Normative über die direkten 
und indirekten Staatsauflagen, sowie in Ausübung des formalen 
Rechnungswesens herbeizuführen, ist in unserem obersten 
Rechnungshofe gegeben. Jedoch kann in der seither üb- 
lichen Beschäftigung der Superrevision das von uns conform. mit 
der Verordnung vom 11. Januar 1826 (Reg.-Bl. nr. 5) in das 
Auge gefasste Ziel nicht erreicht werden '). 

Den bedeutsamsten Platz in der allgemeinen Finanz-Ver- 
waltung nehmen die Regierungs-Finanz-Kammern ein. 
Je mehr unser Finanzhaushalt auf Gesetzen und sonstigen Nor- 
mativen beruht, welche der Auslegung weites Feld bieten, um 
so wichtiger ist eine vollkommene Befähigung derjenigen Be- 
amten, welche den Vollzug aller dieser Bestimmungen zu über- 
wachen haben. 

In der bisherigen Art. und Weise der Besetzung der Finanz- 
Collegien können wir aber die erforderliche Voraussetzung für 
eine tüchtige Leitung der äusseren Finananz-Behörden nicht finden. 

Vielleicht die Hälfte , wenn nicht mehr der Collegial-Mit- 
glieder der Finanz-Kammer sind durch das Fiskalat in den 
Verwaltungsdienst übergegangen. Die erforderliche Kenntniss 
des äusseren und inneren Verwaltungs-Dienstes, sowie das un- 



1) Die weiter hier angereihten Erörterungen über den obersten Rech- 
nungshof werden bei ausgeschlossener Anonymität weggelassen. 
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erlässliche Vertrautsein mit allen einschlägigen Gesetzen und 
Normativen kann bei denselben nicht vorausgesetzt werden ; viel- 
mehr bringt das streng formale Processrecht, und der fiskalische 
Geist des materiellen Rechtsbewusstseins nur zu leicht die Ver- 
suchung mit sich , im Finanz-Dienste die Hauptsache über der 
Nebensache zu übersehen '). 

Jenen selteneren Capazitäten , welche mit rühmenswerther 
Beweglichkeit des Geistes das ihnen früher fremde Gebiet des 
allgemeinen Finanzdienstes zu bewältigen wissen, sind wir weit 
entfernt, nahe treten zu wollen; im Allgemeinen aber möge man 
den Fiskalen , welche abnorm von jeder . anderen Carriere im 
Staatsdienste zwar meist später, aber dann sogleich als Regie- 
rungs-Assessoren mit 900 fl. Gehalt angestellt werden, die ihnen 
zunächst liegende weitere Beförderung im reinen Justizdienste 
zu Theil werden lassen, hiemit aber den jungen Männern, welche 
nach bestandenem Staats-Examen und Finanz-Concurs dein inneren 
Finanzdienste sich widmen wollen, eine hoffnungsvollere Zukunft 
als bisher in Aussicht stellen. 

Wenn freilich der geprüfte Rechtspraktikant vorerst von 
vorne zu lernen anfangen, dann den Revisions-Dienst 5—6 Jahre 
lang einüben, hierauf nach langem Kampf in der Bewer- 
bung mit den älteren Revisoren (in der Rentamtsstube, heran- 
gebildeten Praktikern oder verunglückten Studenten} Rechnungs- 
Commissär werden soll, um weitere 3 bis 4 Jahre unter Va- 
ganten- und Taxregistern, Unlersuchungskosten und Anfertigung 
von Revisions-Protokollen vollends zu versauern, bis er endlich 
wieder als Assessor in das Finanz-Collegium tritt — unter solchen 
Umständen ist es nicht zu verwundern, wenn begabte junge 
Leute nur ausnahmsweise diesen dornenvollen Weg in den Staats- 
dienst suchen und bei der angedeuteten Vorbeschäftigung eine 
principielle Auffassung der Berufsbestimmung, den erforderlichen 
Ueberblick über die Verwaltung eines ganzen Regierungs-Kreises, 
wenn auch nur in einer ganz speciellen Verwaltungsbranche nur 

1) Trotz der aufgegebenen Anonymität wird dieser Satz nicht abge- 
strichen, weil man dem Verfasser bei Richtigkeit der aufgestellten Be- 
hauptung individuelle Motive für Aufstellung desselben nicht zur Last legen 
kann. 
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schwer erlangen und überhaupt die ganze Geschäftsleitung zu 
leicht in ein mechanisches Nummernerledigen ausartet. 

Welches sind aber die nächsten Organe der Finanzcollegien ? 
Die wohllöblichen Mitglieder der Fi na nz-Rechnungs-Com- 
missariate. Man stelle sich die Berufsaufgahe dieser Herren 
von der rothen Tinte nicht zu leicht vor. Ein kurzer Blick auf 
die in neuerer Zeit entstandene Literatur in Finanzsachen, wie 
in v. Stockars Handbuch der Finanz Verwaltung , in Vocke's 
Tax- und Stempelnormen, in desselben Erläuterungen zum Ge- 
werbssteuergeselze, in Gerstners Capitalrenten- und Einkom- 
mensteuergesetz u. s. w. ') lassen unzweifelhaft entnehmen, dass 
die dubia cameralia in allen Materien der Finanzverwaltung 
zahlreich auftauchen und durchaus nicht durchgängig leicht zu 
lösen sind. 

Mit der Befähigung der Herrn Amtsrevidenten, ihrer Auf- 
gabe in befriedigender Weise nachzukommen, sieht es aber frei- 
lich theilweise ziemlich schlimm aus. Ein Revident, welcher von 
der Function eines Rentamtsoberschreibers in den Revisionsdienst 
getreten, diesen 10 Jahre als Revisor besorgt hat, und nun als 
Rechnungs-Commissär revidirt, weiss sich mit Jahre langer Routine 
etwa noch durchzuhelfen , jedoch müssen wir den revidirenden 
Accessisten und den Rechnungscommissären mit der Befähigung 
für den höheren Staatsdienst entschieden den Vorzug einräumen. 

Der juristisch nicht vorgebildete Revisor hat namentlich eine 
schwierige Stellung in den fortwährend zu behandelnden Tax- 
und Stempelfragen und können wir ihm nur nach langer Uebung 
nothdUrftig die erforderliche Befähigung zu einem Urtheile in 
dieser Richtung zuerkennen. 

Man gebe den Revisoren bessere Taxbeamtenstellen und 
berufe sie später als Rechnungs-Cominissäre wieder ein, so wird 
den Leuten und dem Dienste in dieser Richtung geholfen sein. 
Dass es überhaupt weder zur Förderung des Dienstes, noch zur 
Aneiferung der Arbeiter, noch zur Hebung des Ansehens der 
Rechnungs Commissariats-Mitglieder namentlich in äusseren Dienst- 
geschäften beitragen kann, die Zahl der funclionirenden Revisoren 

1) Vgl. auch die vielen Aufsätze in Braters Blättern für adm. Pr. 
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der der Rechnungs-Commissäre nicht nur gleich zu stellen, son- 
dern erstere, welche ganz dieselben Berufsarbeiten wie letztere 
zu erfüllen haben und gar manchmal noch mehr leisten müssen, 
sogar numerisch überwiegen zu lassen, bemerken wir schliess- 
lich mit dem Anhange, dass das dermalige enorm zahlreiche Re- 
visionspersonal bei entsprechender Qualifikation und Remunerinmg 
der Individuen leicht namhalt vermindert werden kann. 

Wir kommen hiemit auf das Thema der Geschäftsver- 
einfachung im Finanzdienste im Allgemeinen, in welcher 
Richtung wir nur Folgendes hervorheben wollen. 

1. Die Beseitigung nutzloser Formalien. 
Mit Recht bezeichnet der vielverdiente längst verstorbene 
Finanz-Kammer-Direklor von Sanier in seiner sehr schwung- 
voll gehaltenen Instruktion Tür den Rentamtsdienst vom 9. No- 
vember 1810 (Geret, V.O. Bd. IV. 283) Klarheit, Pünktlichkeil, 
Ordnung und innere Controle als die Grundprincipien des Rech- 
oungs- und Cassa-Wesens. Nur darf das Streben nach Ord- 
nung nicht in nutzlose Formreiterei ausarten. Wer die Gele- 
genheit hat, sich zu überzeugen, welche Zeit und Mühe unter 
der Firma der Anfrechthaltiing der formalen Ordnung, in unserem 
Finanzdienste verschwendet wird, kann sich nicht mehr wundern, 
wenn unter der Sucht, Erinnerungen zu erheben, die Hauptsache, 
die Controle über den richtigen Vollzug der materiellen Be- 
stimmungen einerseits hinsichtlich der Zahlungsschuldigkeit 
der Staatsangehörigen , und andererseits hinsichtlich der Grösse 
ihrer Anforderungen an die Staats-Casse mehr oder minder 
leidet. Ob das Amtssiegel überall beigedrückt ist, wo es hingehört, 
ob auf jeder Monats-Quitlung Vor- und Zuname nebst Stand 
des Besoldungs-Empfängers beigesetzt ist, ob bei allen Quittungen 
der Betrag in Gulden, Kreuzern und Pfennigen mit Worten aus- 
gedrückt ist ? erscheint wohl von keiner sonderlichen Wichtigkeit. 
Man beschränke sich also in der formellen Richtung auf die 
Grenzen, wie sie durch das Erforderniss eines geordneten Rech- 
nungswesens überhaupt vorgezeichnet sind. Eine wesentliche 
Erleichterung in dieser Hinsicht deuten wir in der eben folgenden 
Erörterung an. 
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2. Die Publication der Normative. 

Nicht nur für den Finanzbeamten im äusseren Dienste, son- 
dern auch für den Arbeiter im inneren Verwaltungsdienst ist es 
dermalen eine sehr schwierige Aufgabe, sich gerade nach den 
Anforderungen des Dienstes in den gegebenen Normativen den 
gewünschten Aufschluss zu erholen. Gesetzt auch, es stünden 
dem Suchenden die Gesetzblätter, die Regierungsblätter, die Kreis- 
amtsblätter, die Geret'sche Verordnungssammlung und selbst ge- 
ordnete lilhogr. Generaliensammlungen zu Gebote, was aber gar 
oft nicht der Fall sein wird, so gehört schon einige Ausdauer 
dazu, sich in diesem Chaos von Materialien zu orientiren. 

Es würde sich gewiss der Mühe lohnen, wenn das Finanz- 
Ministerium sich entschliessen würde, die Herausgabe einer 
neuen Verordnungs-Sammlung über alle bisher er- 
schienenen Normative im allgemeinen Finanz dienste in 
so weit sie noch praktische Bedeutung haben, zu prote- 
giren. Diese Sammlung würde nicht den vierten Theil des Um- 
fanges der Geret'schen Verordnungssainmlung umfassen, dagegen 
würden freilich Themate , welche den allgemeinen Finanzdienst 
nicht berühren, wie Zollgegenslände , innere Angelegenheiten 
der Verkehrsanstalten, des Staalsschuldenwesens u. d. gl. hinweg- 
bleiben. 

Würde man statt unserer vor 30 Jahren gegebenen In- 
struktion über die Rechnungs-Stellung u. d. gl., welche theil— 
weise ohnehin veraltet sind, neue Normative erlassen, zugleich 
über einzelne Gegenstände wie z. B. über das Stempelwesen, 
zusammenfassende Zusammenstellungen ediren (vgl. übrigens 
Abschn. II. nr. II. t. oben), so würde doch wenigstens den 
Rent- und Taxämtern und den Revisionsstellen ein compendiöser 
Anhaltspunkt für ihre Geschäftsführung gegeben werden können, 
welcher ja für alle sonstigen Finanzbehörden von der grössten 
Wichtigkeit wäre. 

Wir verkennen durchaus nicht die Hauptschwierigkeit, welche 
darin liegt, zu unterscheiden, was als noch gültig anzu- 
nehmen ist, indessen lässt sich dieselbe bei gutem Willen schon 
überwinden. Die „Handbibliothek des bayerischen Staatsbürgers", 
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welche aber für die Finanz-Beamten durchaus nicht ausreicht, 
hätte im Allgemeinen als Vorbild zu dienen. 

Soviel für die Vergangenheit und Gegenwart. 

Für die Zukunft bringen wir ein Verordnungsblatt 
für den allgemeinen Finanzdienst, namentlich Tür die Kent- und 
Taxämter, in Vorschlag, welches alle Normative für die Finanz- 
behörden, in so weit sie sich nur immer zur Veröffentlichung 
eignen, zu umfassen hätte. Fassen wir die dermalige Art und 
Weise der Veröffentlichung der Normative ins Auge, namentlich 
die Verschiedenartigkeit, wie die ministeriellen Erlasse publicirt 
werden, von der einen Regierung durch das Krcisamtsblatt, wäh- 
rend eine andere für dasselbe Normativ nur lilhogr. Ausschreiben 
Tür zulässig erachtet, von der dritten nur durch Umlauf bei dem 
inneren Dienstpersonal, von der einen wörtlich, von der andern 
nur im Auszuge, von der dritten mit begleitenden Zusätzen, er- 
wägt man ferner , dass bei Milbetheiligung anderer Ministerien 
als des Finanz-Ministeriums, wie des Justiz-Ministeriums und des 
des Innern, dieselben Erlasse zwei und dreimal abgedruckt und 
selbst eben so oft Iithographirt werden, so wird man die Trag- 
weite unseres Vorschlages ermessen können. Immerhin wollen 
wir die einmalige Veröffentlichung solcher Normative, welche 
neben den Finanzbehörden auch andere Behörden und das Pub- 
likum interessiren müssen, durch das Kreisamtsblatt nicht aus- 
schliessen. Wenn das Finanz-Ministerium das Verordnungsblatt, 
wenn auch nicht selbst redigirt, so doch genau überwacht, müsste 
durch dasselbe die so wünschenswerthe Conformität in Auffassung 
der materiellen Bestimmungen in Finanzsachen ebenso erreicht 
werden, als dieses Blatt ja auch als Organ benützt werden 
könnte, um die jährlichen Erlasse in Folge des Vollzuges der 
Superrevision , in so weit sie von genereller Bedeutung sind, 
aufzunehmen, und so namentlich auch Einheit im formalen Dienste 
herbeizuführen. Namentlich den Taxämtern möchten wir mit 
unseren Vorschlägen zu einer ausreichenden Verordnungssamm- 
lung verholfen wissen, indem wir in der genehmigten Anschaf- 
fung der Fortsetzung der Geret'schen Verordnungs-Sammlung für 
dieselben eine zwar sehr kostspielige aber nicht sehr zweck- 
mässige Maassregel erkennen, indem den Taxbeamten sein 
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Gcneralakt denselben Dienst leistet. Durch Aufnahme zweitinstan- 
zieller präjudizieller Bescheide in Taxsachen könnte das be- 
zeichnete Organ jedenfalls bezüglich der einheitlichen Auffassung 
des Taxgesetzes Wesentliches leisten, wobei aber freilich eine 
constante Anschauung — nicht ein Wechsel in den Principien 
— bei der zweiten Instanz selbst vorausgesetzt werden muss. 

3. Er Weiterung der Computern 

der Kreisregierungen, namentlich hinsichtlich der Etats- und 
Kredits-Verhältnisse. 

Hinsichtlich der Kompetenz der Finanz -Kammern wurde 
durch die Finanz-Ministerial-Entschliessung vom 7. Mai 1848 
(Ger et V.O. S. Bd. 24. S. 49—52) ein wesentlicher Schritt 
vorwärts gemacht. 

Nach 10 Jahren wäre es wohl an der Zeit , wieder eine 
ansehnliche Masse noch leicht entbehrlicher Vielschreibereien zu 
beseitigen. Wir würden nun zunächst vorschlagen, es in allen 
denjenigen Fällen, in welchen nach der jetzigen Einrichtung 
namentlich wegen Bestreitung von irgend welchen Ausgaben Be- 
richt an das Finanz-Ministerium erstattet werden muss, um die 
unausbleibliche Genehmigung zu erholen, bei der einfachen 
aber dieselben Dienste leistenden Anzeige bewenden zu lassen. 

Noch ein Schritt weiter würde wesentliche Geschäflsver- 
einfachungen herbeiführen, wenn nämlich den Regierungen beider 
Kammern in ihrem ganzen Geschäftskreise genehmigt würde, 
alle Ausgaben in eigener Competenz zu sanktioniren , welche 
doch einmal nicht abgewendet werden können, pünktliche An- 
zeigen an die betreffenden Ministerien wären zu erstatten. 

Wir würden hierin eine Anbahnung begrüssen, in unsern 
höchst verwirrten Bestimmungen über Etats- und Credil-Verhält- 
nisse etwas Vereinfachung zu bringen. 

Nach der jetzigen Sachlage ist die Ansicht, als seien die 
Etats nur dazu da, um überschritten zu werde», nicht ganz ohne 
Grund; wenigstens gehört schon bedeutende Sachkenntniss dazu, 
urn sich jederzeit zu vergegenwärtigen, ob Credit gegeben ist 
oder nicht, ob Nachgenehmigung erforderlich ist oder nicht, ob 
der Etat überschritten, ob eine Zahlungsanweisung auch wirklich 
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honorirt werden darf u. s. w. Ebenso liegt die formelle Be- 
handlung in den Rechnungen im Argen. ') 

Was in diesem Fache an Vielschreiberei von oben bis 
unten geleistet wird, grärizt an das Fabelhafte. 

II. Die Perceptlons- und Rechnttngs-Behörden. 

1. Die Verwaltung der allgemei nen Ren tgefälle und der hie- 
mit zusammenhängenden Gefälle. 

Die Hauptorgane für diesen Verwaltnngszweig sind die Rent- 
ämter. Die allgemeinen Rentgefälle, welche zunächst für den 
Staatsdienst im Allgemeinen verwendet werden, sind namentlich 
die Steuern und die Einnahmen aus den Staatsdomänen aller Art, 
von welchen letzteren die aus den Forst- und Jagdgefällen 
wieder besondere Rechnungsslellung beanspruchen. Daneben 
haben die Rentämter die Kreisfondsgefälle zu erheben und 
theil weise zu verausgaben, ferner als Perceptions-Amt und Filial- 
Casse der Grundrenten-Casse zu fungiren und die Ab- 
lösungsschillinge der Staatsgefälle nebst den .Kaufschillingen für 
veräusserte Staatsgüter zu erheben und zu verrechnen. 

Der Rentbeamte hat als Regel fünf Jahresverrechnungen zu 
stellen, fünf Kassabücher eigenhändig zu führen, auf eigene Ge- 
fahr durchschnittlich 90,000 fl.— 100,000 fl. zu percipiren und 
abzurechnen, und zwar zum grossen Theile in vielen lausenden 
Quittungen. Häufig kommt hiezu noch ein ausgedehntes Com- 
missionsgeschäft mit Conto-Zahlungen (Baurechnungen, Pensions- 
zahlungen etc.), Auslösung von Zinscoupons etc. 

Hiemit ist aber erst ein Theil des Wirkungskreises des 
Rentbeamlen bezeichnet. Der Rentbeamte muss im Katasterwesen 
ganz bewandert sein, wenn er das kostspielige Werk der Grund- 
und Haussteuerkataster ordnungsgemäss conservirt haben will, 
er muss die neuen Steuergesetze wie das Taxgesetz genau 
kennen und ebenso bezüglich der Gewerbtreibenden, Kapitalisten 
und Einkommenssteuer-Pflichtigen seines Amtsbezirkes genaue 
Local- und Personal-Kenntniss besitzen, wenn er bei Durch- 



1) Vgl. Nro. 13. Bd. VIII. Blätter für adminirtr. Praxis. 
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führung dieser Gesetze seinem Berufe als Staatsanwalt gewachsen 
sein will. 

Oft erscheinen bei Verwaltung von Staatsdomänen land- 
wirtschaftliche Kenntnisse nothwendig. Innige Vertrautheit mit 
allen Normativen über das Rechnungswesen wird ohnehin vor- 
ausgesetzt. 

Der Verkehr des Rentbeamten mit den Gerichten ist lebhaft 
und kommen hier die schwierigsten Taxfragen vor. Der Rent- 
beamte hat mehrfach als fiskalischer Vertreter zu fungiren — 
kurz bei der dermaligen Gestaltung, unserer Finanzverwaltung 
hat der Renlbeamte ohne juristische Vorbildung eine schwierige 
Stellung, und wird die Verwendung von Beamten, welche die 
Vorbedingungen Tür den höheren Finanzdienst erfüllt haben »1s 
immer unvermeidlichere Nothwendigkeit sich darstellen. Möge 
mit der Anstellung als Rechnungskommissär die Carriere Tür den 
niederen Finanzdienst abschliessen, dagegen die Aufstellung wei- 
terer Gehallsklassen erfolgen. Bald würde neues reges Leben 
und Streben tüchtige Kräfte, welche den äusseren Dienst suchen, 
herbeiziehen. 

Für einen Beamten ist zudem hier der Verantwortung zu 
viel. Wir halten es für unerlässlich , dem Rentbeamten den 
Kassadienst zu erleichtern. Bei diesem Geschäftsnmfange 
kann der Renlbeamte doch die Perception nicht persönlich voll- 
ständig besorgen; die Nachlheile der Perception durch einen 
oder mehrere Gehilfen auf Kosten und Gefahr des Rentbeamten 
kennt man. Wir kommen daher auf das schon mehrfach ange- 
regte Institut der Rentamts-Controleure zurück und wollen 
als solche zunächst die Malz auf schlag er verwendet sehen, 
da wir bei denselben nach der Erörterung zu Nro. 4 unten 
disponible Zeit für diese Function voraussetzen. Wir haben 
in diesen Conlroleuren jedoch zunächst nur Assistenten des 
Rentbeamten im Auge, welche in untergeordneter Stellung 
auf eigene (der Assistenten) Gefahr- die Detailperception be- 
sorgen, unter Beiziehung der Rentamtsboten bei der Execulion 
entsprechend mitwirken, indem hier mehrfach in unverantwort- 
licher Weise vorgegangen wird, eine ordnungsgemässe Hand- 
habung aber dringend erscheint , und dem Rentbeamten bezng- 
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lieh der Gewerb-, Kapitalrenten- und Einkommensteuer, da sie der 
Dienst vielfach auswärts beschäftigt , entsprechende Materialien 
sammeln sollen. Gemeinschaftliche Kassasperre und die ganze 
biemit zusammenhängende Controle ist nicht erforderlich und 
auch nicht ausführbar, da wir zu Assistenten die tüchtigeren Auf- 
schläger verwendet wissen wollen, welchen wir weitere Leistungs- 
fähigkeit als den oben bezeichneten Wirkungskreis nicht zu- 
schreiben können, und uns die Inconvenienz der Stellung eigent- 
licher Nebenbeamlen bei den Rentämtern , bei welchen wir nur 
einen Herrn und Meister brauchen können, zu deutlich vor 
Augen schwebt. 

Unser Assistent erhält aus dem Verwaltungs-Etal jährlich 
eine angemessene Remuneration, welcher Mehraufwand durch 
Ersparniss bei dem Aufschlage (Nro. 4 unten) gedeckt wird. 

vSo hängt über dem Haupte des Rentbeamten doch nicht 
immer das Damoklesschwert des Kassadefekts und der Unter- 
schlagung; es ist namentlich auch bei den vielen geringeren 
Rentämtern ein höherer Ertrag für den Beamten durch Ersparniss 
an Personal möglich und der Renlbeamte der übergrossen An- 
strengung und Verantwortung im Dienste enthoben. 

2. Die Verwaltung der Taxgeffille. 
Hier begegnen wir den Taxbeamten als den eigentlichen 
Verwaltungs- Beamten. Man könnte viel über dieses Institut 
sagen, da es aber einmal besteht, fragt sich nur, wie diesen 
Beamten geholfen werden kann? Der Taxbeamte soll sein Tax- 
register mit 28 Rubriken und ca. 10,000 Nummern, welche 
sicher eine Einnahme und Ausgabe für die Arntscasse von 
14,000 fl. ausweisen, führen, delailirl die Einträge in sein Kassa- 
journal vollziehen, den Slompelverlag besorgen, die Brand-Asse- 
curranz-Kassa verwallen , als 2ter Depositalbeamter fungiren, 
die Untersuchungskosten - Verzeichnisse anfertigen, Rechnung 
stellen, die Taxrevision passiren, durchlaufende Posten auszahlen, 
dann, natürlich ganz fest in den Tax- und Stempelnormen sein, 
um sein Hauptgeschäft — die Taxirung — sicher versehen zu 
können — und für Alles Das erhält er 400 fl. Gehalt und wenn 
es hoch kommt, 200 fl. an NebenbezUgen. 
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Das ist Tür einen ' Beamten , durch dessen Hand jährlich ca. 
14,000 fl. gehen, zu wenig, abgesehen davon, dass er nicht 
einmal ledig, geschweige denn mit Familie leben kann. 

Wenn irgendwo, so ist hier der Ausspruch des Nestorrefe- 
renten Grafen Reigersberg (S. 47. Vhd. K. d. Rchsr. v. 1858) 
von Bedeutsamkeit, dass beim .Kassadienst nicht von Nahrungs- 
sorgen gequälte, von einer hungernden Familie umgebene Indi- 
viduen verwendet werden sollen. Die Taxen stellen zudem 
immer einen namhaft höheren Nettoertrag — pro 18 55 /s6 Über 
450,000 fl. und pro 18 56 /« über 470,000 fl. gegen den Budget- 
satz heraus und können schon einige Vermehrung der Verwal- 
tungsausgaben ertragen. Durch die unten (jir. 3.) angedeutete 
Kassirung der Kreisstempelämter werden zudem die be- 
züglichen Ausgabsposten theilweise disponibel. Endlich kann den 
Taxbeamten als Verwaltern der Brandassecuranz-Kasse 
recht wohl eine höhere Tantieme als l'/s Heller vom Gulden, 
womit sie kaum ihre Münzverluste decken, genehmigt werden. 

Bezüglich der Geschäftsführung halten wir die Haupt- 
beschwerde der Gerichte — die Akteneinsendung zur Taxrevision — 
für begründet. 

Die Akten, in welchen die namhafteren proportioneilen Tax- 
ansätze enthalten sind, können auch gelegentlich der Amtsvisi- 
tation am Amtssitze eingesehen werden. Dass der Revisor jeden 
Kaufvertrag, wie sie zu Hunderlen vorkommen, liest und prüft, 
halten wir für überflüssig. Die Akten über Ehevertrüge, Rech- 
nungsrevisionen und Erbschaftstaxen können bei erheblicheren 
Beträgen immerhin in Vorlage kommen. 

In der Kammer der Abgeordneten wurde der Antrag ge- 
stellt, wegen der ausserordentlichen Fiscalität der Taxbeamten 
und weil Niemand Richter in eigener Sache sein soll, die Judi- 
catur in Taxsachen von den Finanzbehörden an die Gerichte zu 
überweisen. Der Antrag wurde abgelehnt, weil unser Process- 
verfahren in Taxsachen nicht wohl Anwendung finden konnte, 
hiebei aber die Unfähigkeit der Finanzbeamten, den materiellen 
Inhalt einer der Taxpflicht unterliegenden Verhandlung richtig 
zu beurtheilen, hervorgehoben (S. 264. Beil. B. 2. V. K. d. Abg. 
1859). Gegen den Antrag spricht aber in der That einerseits 

ZtiUchr. f. Stuuw. 18&9. i» H«fl. 41 
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der Umstand , dass bei Anwendung der strengen Rechtsbegriffe 
die Härten des Taxgesetzes noch viel mehr als bisher fühlbar 
werden müssen, andererseits der Richter gar zu gerne in dubio 
contra fiscum judizirl; endlich haben ja die Mitglieder unserer 
Finanzcollegien auch die Vorbedingungen zur Bekleidung des 
Richteramtes erfüllt und sind daher auch wohl im Stande, Tax- 
beschwerden zu bescheiden. Die Formsache, das Verfahren ist 
in Taxsachen gar nicht der Rede werth, 

3. Die Verwaltung der Stempelgefälle. 

Mit der Auflösung der Oberaufschlagämter , wie wir sie hi 
Nro. 4, wenn auch nur eventuell, vorschlagen, hätten auch die 
dazu gehörigen Kreis-Stempelämter zu cessiren. Die Vermitte- 
lung zwischen dem Haupl-Stempel-Verwaltungs- und Verlags- 
Ami und den Taxämtern und dem Publikum, kann der bisherige 
Controleur des Kreis-Slempelamles, als Assistent des betreffenden 
Rentamtes, in welcher letzteren Eigenschaft er nur zu percipiren 
hätte, auch ferner besorgen. 

4. Die Verwaltung der Aufschlags-Gefälle. 
Die Verwaltungsausgaben auf die Aufschlagsgefälle sind für 
ein Jahr der VII. Finanzperiode mit 322,831 fl. veranschlagt. 
Da die Oberaufschlagämter keine Judicatur mehr haben, besteht 
ihr Beruf noch lediglich in derControle über Defraudationen, Per- 
ception und Verrechnung des Aufschlags. Zu diesem Behufe, 
sowie zur Besorgung der Personalien, des Cautionswesens u. s. w. 
halten wir förmliche selbständige Aemter nicht unbedingt erfor- 
derlich, vielmehr eine namhafte Kostenersparung durch Auf- 
lösung der Oberaufschlagämter als solcher, Uebertragung der 
Kassa- und Rechnungsgeschäfte an die betreffende Schulden- 
tilgungs-Casse unter Verstärkung des Personals mit einem Func- 
tionär und Ueberwachung des Unterpersonals in hier weiter 
entwickelter Weise als wohl ausführbar. Sollte die gänzliche 
Auflösung der Oberaufschlagämter gleichwohl auf zu grosse 
Hindernisse stossen , so Hesse sich wenigstens eine namhafte 
Kostenersparung durch Geschäftsvereinfachung erzielen. Das In- 
stitut der Unterorgane im Aufschlagswesen würden wir dahin 
reformiren, dass die bisherigen Malzaufschläger durchgängig der 
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Perception des Aufschlags enthoben und diese an die Rent- 
ämter übergehen würde. Hiegegen erhielte jedes Rentamt in 
einem Aufschläger, welcher zur Zeit aus den tüchtigeren Indi- 
viduen dieser Kategorie zu entnehmen wäre, einen Assistenten 
für den Kassadienst, welcher in der oben Nro. 1 bezeichneten 
Weise weiter zu beschäftigen wäre. Die Gehaltsbezüge der Auf- 
schläger würden wir zunächst nicht alteriren , ebensowenig ihre 
Dienstescaution und ihre Stellung als Funktionäre. 

An Dienstespragmatik ist nicht zu denken, ihre Gesammt- 
bezüge erhöhen sich durch die Zulage für ihre Funktion als 
Rentamts-Assistenten in einer Weise, dass sie durchschnittlich 
auf 800 fl. Jahresbezug kommen. Da aber das Aufsichtspersonal 
für das Aufschlagsgefäll immerhin nicht entbehrlich ist, wenn 
auch nicht in der bisher ausgedehnten Weise unumgänglich er- 
scheint, so würden unter Erweiterung der Aufsichlsbezirke die 
bisherigen Malzaufseher und die als Rentamts-Assistenten nicht 
verwendbaren Aufschläger als unteres Aufsichtspersonal 
unter Controle der als Rentamts - Assistenten fungirenden Auf- 
schläger zu verwenden sein. Eine zeitweise lnspektion des 
äusseren Aufschlagsdienstes durch ein geeignetes Organ, etwa 
den qualificirten Rentamts-Assistenten eines grösseren Bezirkes, 
würden wir keineswegs ausschliessen. Die im Sommer wenig 
beschäftigten unteren Aufschlagbediensteten könnten in dieser 
Zeit auch Vollzugsorgane der Rentämter werden. 

Im Allgemeinen würde mit einer solchen Reform jedenfalls 
eine wesentliche Minderung der Verwaltungskosten, eine bessere 
Stellung der Rentbeamten, eine angemessenere Geschäftsverein- 
fachung im Aufschlagswesen und endlich eine Stellung des com- 
binirten Aufschlags- und Rentamtspersonale erzielt, welche in 
dem Institute der Rentamtsassistenten unschwer ein Mittel er- 
kennen Hesse, unseren zahllosen Finanzdienstaspiranten mit 
einiger Qualification , sowie einigermaassen brauchbaren ausge- 
dienten Militärs ein nicht trauriges Loos eröffnet zu sehen. 

Nur beiläufig wollen wir die noch weiter gehende Frage 
berühren, ob nicht von einer Fixation des Malzaufschlages 
etwa nach dreijährigem durchschnittlichem Malzverbrauch auf Grund 
festgestellter Fassionen sich noch mehr erwarten Hesse: der 

41 • 
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voraussichtliche Ausfall im Ertrage des GefSlls würde einer solchen 
Reform zunächst entgegenstehen, wogegen aber die noch viel 
einfachere Verwaltung, die Steigerung der Concurrenz und das 
gänzliche Hinwegfallen des Defraudations-Verfahrens auch manches 
für sich hätte. 

IT. Abschnitt. 
Die Staats- Ausgaben. 
Zwei Punkte sind es, welche wir hier im Allgemeinen her- 
vorheben : 

Die Gehalts-Verhältnisse und die Regiekosten. 

1. Die Gehalts- Verhältnisse. 
Wie die Gehaltsverhällnisse der Verwaltungsbeamten bei den 
äusseren Perceptions-Behörden, also auf den Verwallungs-Etat 
aufgebessert werden können, haben wir in Abschn. II. und III. 
erläutert. Wir müssen aber als Grundsatz aufstellen, dass es un- 
erlässliche Pflicht des Staates ist, vorerst dafür zu sorgen, dass die 
Staatsdiener in einer Weise besoldet werden, dass sie ohne zu 
ewigem Cölibate und Entbehrungen aller Art verurtheilt zu sein, 
anstandsgemäss leben können, und dass, um diess zu erreichen, an 
einer Reihe von Ausgaben, welche wir unten bezeichnen werden, 
wesentlich eingespart werden muss. Ferner bestehen wir aber 
auch auf einer grösseren Gleichmässigkeit der Besoldungen und 
berufen uns in dieser Beziehung auf das in Abschnitt I. Gesagte, 
wonach wir es nicht für zulässig erachten können , die auf die 
producirenden Staatsanstalten etalisirlen Beamten im namhaften 
Vortheile gegen die unter den Staatsausgaben figurirenden zu 
sehen. Warum soll z. B. ein Oberpostamts- resp. Bezirks-Cassier 
bis zu 2000 fl. steigen können, während der Kreis - Cassier, 
Welcher doch ein mit ungleich mehr Verantwortung verknüpftes 
und viel umfangreicheres schwierigeres Geschäft fuhrt, nur 1800A. 
erreichen kann? Was rechtfertigt die grosse Differenz der Ge- 
halte der Collegial- und Rechnungs-Commissariats-Mitglieder bei 
den Kreisregierungen und der Generaldirektion der Verkehrsan- 
stalten zu Gunsten der letzteren? Die Gehalte der letzteren 
Branche erscheinen jetzt wenigstens annähernd den Verhältnissen 
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angemessen, die ersteren können nicht länger mehr fort- 
bestehen ! 

Zur Besoldungsfrage im Allgemeinen möchten wir noch zu 
bedenken geben, wie spät ein Staatsbeamter es wagen kann, eine 
Familie zu gründen, und welche enorme Pensionslast bei Hinter- 
lassung unversorgter Kinder in Folge dessen dem Staate zufällt. 
Statistische Behelfe würden sicher die ganze Tragweite unseres 
Bedenkens erkennen lassen. 

2. Die Regiekosten. 

Die Regiekosten spielen bei den oberen und obersten Stellen 
eine bedeutende Rolle in sehr namhaften Posten, bezüglich welcher 
die Vorstände fast ganz freie Dispositionen haben und viel Gnade 
spenden können. Mit angemessener Beschränkung wäre im Ganzen 
ein namhafter Betrag einzusparen ; schon an den Tausenden, 
welche jährlich auf Staatskosten für Federn, Bleistift, Briefpapier, 
Federmesser u. d. gl. verausgabt werden, bliebe viel disponibel, 
wenn diese Bezüge durchgehends in Geld fixirt würden. 

Gehen wir zu den einzelnen Staatsausgabs-Etats über, in 
welchen' wir Ersparungen für zulässig erachten. 

1. Die Ministerial-Etais. 

Das nächste Mittel zur Kostenersparung wäre freilich eine 
Vereinfachung unserer Verwaltung. Wenn drei Ministerien des 
Innern bestehen , bei denen eine bedeutende Anzahl von Mini- 
sterialräthen und Referenten Mos aufgestellt werden muss, um 
für den steten Briefwechsel zu sorgen, oder wenn dasselbe bei 
Vereinigung in ein Ministerium zu geschehen hat, damit sich die 
verschiedenen Beferenlen gehörig zanken können (S. 88. 113 
und 119. Sten. Ber. B. 3. 1856), dann sind unsere kolossalen 
Budgetsummen freilich erklärlich. 

Wenn der Organismus so beibehalten wird, wie jetzt, können 
sich die Anforderungen an das Land nur steigern. 

Es heisst zwar in jedem Finanzgesetze, dass die einzelnen 
Minister für Einhaltung ihrer Etats verantwortlich sind, gleich- 
wohl wiederholen sich immer die Verwahrungen der Kammern 
wegen Ueberschreitung der Etats und sinkt die verfassungs- 
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massige Competenz derselben in dieser Hinsicht immer mehr zur 
bedeutungslosen Formalität herab. Mit einer Hinweisung auf die 
bestehenden Normative ist hier nicht viel geholfen (S. 12. Landt. 
absch. v. 26. März 1859, Ges. Bl. S. 12). 

a. Ministerium des k. Hauses und des Aeussern. 
Wir constatiren die sich immer wiederholenden Beschwerden 
wegen Ueberschreitung der Etats für die Gesandtschaften 
und Orden. 

b. Ministerium der Justiz. Hier wäre die delikate 
Organisationsfrage mit der namhaftesten Rückwirkung auf den 
Kostenpunkt zu berühren. Wir begnügen uns mit der Andeutung, 
dass die Sekretäre und Assessoren bei den Bezirks-Gerichten 
mit 600 fl. Gehalt sicher gerne mehr arbeiten werden, wenn sie 
besser bezahlt werden. Also weniger Personal, aber auch bes- 
serer Gehalt! 

c. Ministerium des Innern. Wir sehen hier in Händen 
der Regierungspräsidien Tür Regiebedürfnisse, Kanzleipersonale 
u. d. gl. einen Betrag von 117,000 fl., an welchem sich Manches 
ersparen Hesse. 

d. Etat der Landgerichte. Der Kostenpunkt hängt 
mit der Organisationsfrage zusammen, welche wir weiter zu be- 
sprechen uns nicht berufen fühlen. 

Die Ersparung ist hier wohl nicht am rechten Platze, wenn 
man den Assessoren mit 600 fl. Gehalt die Vorrückung in die 
höhere Klasse vorenthält, was dermalen bei einer namhaften Zahl 
solcher Beamten der Fall sein soll. Wie gerne würde mancher 
Assessor bei entsprechender Bezahlung die Arbeit von zwei Be- 
amten leisten. 

e. Ministerium des Handels. Von den Leistungen des 
hier mit 3600 fl. etatisirten statistischen Bureaus erhalten wir in 
den Kammerverhandlungen von 1856 (S. 112 — 120. Sten. Ber. 
B. HI.) kein sonderlich erfreuliches Bild. 

f. Finanzministerium. Dass man bei gutem Willen die 
Etats einhalten kann, wurde bei diesem Ministerium mehrfach 
bewiesen. 

Bei den Finanz-Kammern können wir die übergrosse An- 
zahl der Revisoren (Abschn. II. oben) nicht billigen. 
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2. Die Etats der Staats- Anstalten. 

a. Erziehung und Bildung. Wir begegnen hier sechs 
Instituten auf allgemeine Volksbildung, welche sämmtlich in 
München ihren Sitz haben. Sollten sich für Institute von 
immerhin mehr localer Bedeutung nicht andere Fonds als die 
Staatscasse als in grösserem Grade beitragspflichtig finden lassen ? 

Gegenüber unseren Besoldungsverhältnissen können wir jähr- 
liche Staatsausgaben für das Generalconservatorium der wissen- 
schaftlichen Sammlungen und für die Akademie der bildenden 
Künste mit je über 50,000 fl. und für die Hof- und Staats- 
bibliothek mit 39,000 fl. nicht unerwähnt lassen. 

b. Die Etats für denCultus und die Gesundheit wären 
nicht zu beanstanden. 

c. Wohlthätigkeit. Für die Unterstützung von Staats- 
dienern und Funktionären und deren Relikten verausgabt die 
Staatskasse, natürlich abgesehen von pragmatischen Bezügen aller 
Art jährlich 48,000 fl. Welcher andere Staat leistet Aehnliches, 
und liegt hierin nicht eine ernste Mahnung über das Beamten- 
proletariat? 

d. Sicherheit. Der Etat — für ein Jahr der VII. Finanz- 
periode 1,407,203 fl. — wird immer namhaft überschritten. Ein 
Hauptgrund ist die enorme Kostspieligkeit unseres strafrechtlichen 
Verfahrens, welche wieder mit der Örganisationsfrage, hier dem 
Institute der Untersuchungsrichter zusammenhängt. Wenn sich 
materiell dermalen hier nichts ändern lässt, so desto mehr 
formell. Die gegenwärtige Art und Weise der Behandlung 
der Untersuchungskosten, wornach lediglich zur Bereinigung des 
Kostenpunktes eine endlose Vielschreiberei und Plackerei mit 
Anfertigung der Kostenverzeichnisse, centnerweiser Versendung 
der Akten, dann Jahre langem Herumschleppen bei der Revision 
Platz greift, und was die Hauptsache ist — die vielfach gar nicht 
mehr aufzufindenden — Bezugsberechtigten erst oft nach Jahr 
und Tag zu ihrem Guthaben kamen, muss beseitigt werden. 
Alle Commissions-, Zeugen- und Verpfleg s gebühren 
können bei einer zweckmässigen Einrichtung sogleich ausbe- 
zahlt werden. 

Die genaue Controle kostet hier zehnmal mehr, als die paar 
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Kreuzer, welche vielleicht einmal zu viel vergütet werden. Wer 
die Arbeitskräfte zu schützen weiss, welche das Untersuchungs- 
kostenwesen bei den Taxämtern, Rentämtern und Finanzkammern 
in Anspruch nimmt, stimmt uns sicher bei. 

Um aber dieser Vielschreiberei ja noch die Krone aufzu- 
setzen, sollen die Untersuchungsrichter und Aktuare nur Drei- 
viertheile ihrer Diät und Vehitur als Vorschuss entnehmen. 
Sie fahren also eines schönen Morgens hinaus, in einige Orte, es 
werden noch ein paar Requisitionen mit besorgt und die Ver- 
handlungen in 4 — 5 Untersuchungen gepflogen. Jetzt gilt es 
aber — rechnen ! Die Kosten werden oft bei verschiedenen Rent- 
ämtern verrechnet; es muss ohnehin für jede Untersuchung 
ratirt werden. Der Kommissär wird, da die Feststellung der 
Kosten oft erst nach Jahr und Tag erfolgt, dem Kutscher sein 
zurückbehaltenes Viertel ex propriis vorschiessen ; wo inzwischen 
der Aktuar hinkommt, kann man nicht so genau wissen. Die 
gesonderte Abquittirung auf Stempel ist auch erforderlich — 
also Schreiben und wieder Schreiben und doch keine Con- 
trole. Mit einem einfachen Tagebuche, dessen Geldabschlüsse 
bei dem Rentamte des Voruntersuchungsrichters verausgabt werden, 
wäre das Alles erspart. 

Soll wegen etwaiger Diätenexzesse eine Controle stattfinden, 
so wären die Staatsanwälte jedenfalls competenter in dieser Frage 
als die Finanzbehörden. 

Uebrigens zögen wir eine Fixirung durch ein Reisekosten- 
aversum den enorm theuren Gefährteaccorden entschieden vor. 
Die Angaben über die Dauer der Geschäfte sind doch meistens 
fingirt. Die Kommissäre wissen recht gut, wie man i 1 /« Diäten 
nach dem Regulative und trotz desselben macht ; eventuell wissen 
es auch die Kutscher. Auch bedarf die V.O. vom 23. Dezember 
1848 bezüglich der Grösse der Zeugengebühren einer Umarbei- 
tung und zwar zum Besten der Staatscasse. 

e. Industrie und Cultur. In so weit nicht Central- 
Anstalten in Frage stehen, möchten wir mehr die Kreisfonds 
als die Staatsfonds in Mitleidenschaft gezogen wissen. 

f. Strassen, Brücken- und Wasserbau — ein ge r 
wichtvolles Kapitel in unserem Budget. 
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Die Papierwirthschaft ist auch hier zu einer bedenklichen 
Höhe gestiegen. 

g. Leistungen des Staatsärars an die Gemeinden. 
Es wäre zu wünschen, dass die Rechtsfrage über die Verpflich- 
tung des Aerars von 80,000 fl. jährlichem Beitrag zu den Kosten 
der Polizeiverwaltung in den grösseren Städten (^§ 71 des Gern. 
Ed.) zur Verhandlung komme. 

Die Etats der übrigen Sta ats ans t alten tibergehen wir 
als minder relevant. Die Ausgaben auf die Glasmalerei und Por- 
zellainmanufarktur gaben neuerlich wieder zu Verwahrung Anlass. 
lieber das precäre Verhältniss der Feuerversicherungs-Anstalt 
zur Staatscasse vgl. S. 137. B. III. Sten. Ber. 1856. 

3. Zuschüsse an die Kreisfonds. 
Die Rechtsfrage über die Dotationspflicht der Staatscasse für 
die deutschen Schulen mit jährlich 271,934 fl. für ein Jahr der 
VII. Finanzperiode dürfte einmal geregelt werden (S. 298. Beil. 
B. ffl. Sten. Ber. 1856). 

4. Militär-Etat. 
Ueber diesen wichtigen Differenz-Punkt zwischen den Kam- 
mern und der Staatsregierung mit regelmässigen Verwahrungen 
über die Grösse der Ausgaben wollen wir uns namentlich bei 
den jetzigen Zeitverhältnissen nicht weiter auslassen. Vgl. übri- 
gens nr. 8. III. unten. 

5. Landbau-Etat. 
Derselbe ist immer absolut geringer als das wahre Bedürfniss 
— ein difficiles Kapitel, in welchem nur durch Minderung der 
strengen Bevormundung in geringfügigen Angelegenheiten und 
Aufgaben einer endlosen Papierverschwendung eine Abhilfe er-* 
wartet werden kann. 

6. Wittwen- und Waisenpensionen. 
Das Budget der VII. Finanzperiode enthält die voranschlägige 
Ausgabe von 626,000 fl. Anerkannt ist, dass die Pensionen in 
einem furchtbaren Grade anschwellen und dass sie, wie sie jetzt 
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behandelt werden und in so lange sie wie bisher auf de» Seckel 
der Steuerpflichtigen (Hessen, trotz ihrer Kärglichkeit für die 
Pensionsberechtigten eine Riesenlast für das Land sind. Der 
§ 28 der IX. Verfassungsbeilage enthält eine ganz bestimmte 
Vorschrift, wornach die Pensionen nach Art der Lebensversiche- 
rungen berechnet und gedeckt werden sollen. 

Die Staatsdiener zahlen in diesem Sinne beträchtliche Witt- 
wen- und Waisenfonds-Beiträge im Betrage von ca. 58,000 fl., 
welche aber in allen möglichen Rechnungen zerstreut' verein- 
nahmt werden. Möge die Verfassungsbeslimmung endlich in 
Vollzug kommen (S. 125. Sten. Ber. B. I. 1856). 

Hiemit hängt aber auch die schon so oft erhobene Beschwerde 
zusammen, dass noch arbeitsfähige Beamte in Ruhestand versetzt 
werden, welche anderweitig noch beschäftigt werden können. 
Wir erinnern nur an die Unzahl pensionirter Landrichter. 

7. Der Reservefond. 

Dieser war von jeher der Auskunftsweg, Staatsaasgaben 
aller Art, für welche keine Etats bestanden oder die Etatssummen 
nicht ausreichten, zu bestreiten. 

Pro 18 M /ss entziffert sich hier wieder eine Mehrausgabe 
gegen das Budget mit 2,833,724 fl., pro 18 iS / S6 mit 1,093,68511., 
dann pro IS 86 /« 868,021 fl. und darunter Posten, welche mit 
Recht Gegenstand der Verwahrung .wurden. (Vgl. S. 11. Landt. 
Absch. 26. März 1859.) 

8. Die Staatsschuld. 
Vorschläge zur Reform im Staats-Schuldenwesen Bayerns wür- 
den ohne eine wenigstens summarische Uebersicht der bestehenden 
Verhältnisse nur einer ganz kleinen Anzahl in die Mysterien der 
bayerischen Staatsschuld Eingeweihter verständlich sein ; bei einem 
Budgetsatze von 12,719,300 fl. für ein Jahr der Vil. Finansperiode 
(1855—1861) auf die Staatsschuld gegenüber einer Gesammt- 
Netto-Einnahme von 41,396,862 fl. für je ein Jahr wird einige 
Erörterung über die in Mitte liegenden Verhältnisse nicht über- 
flüssig erscheinen, wenn namentlich weiter in Erwägung gezogen 
wird, dass nach dem neuesten bekannten Stande vom Juni 1859 
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ohne die neuen Militär-Anlehen ein Gesammtpassivstand von 
316,493,365 fl. (S. 10. Beil. Vhdl. K. d. Rohsr.) in Frage steht. 

Es werden daher hier vorerst die Schuldgattungen in allge- 
meinen Umrissen, ihre Form, Verzinsung und Tilgung erläutert 
und hieran die Reformfragen angereiht. 
I. Die alte Schuld. 

Unter der alten Staatsschuld versieht man die aus der älteren 
Zeit übernommenen Staatsschulden, welche im Jahre 1821 ihren 
Culminalionspunkl erreichten und mit dem Jahre 1848 eine 
eigentliche Kapilalsmehrung nicht erlitten. Dieselbe gieng seit 
1818 bis 1858 — in einer Periode von 4t Jahren friedlicher 
Entwicklung — um den Beirag von etwas über 5,800,000 fl. 
zurück (S. 117. Verh'dl. K. d. Rchsr. 1859) und entziffert nach 
dem neuesten Stande — Juni 1859 — 100,729,703 fl. Hievon 
hat hier als eigentlich mobilisirte verloosbarc Schuld jedoch nur 
der Betrag von etwas über 30,000,000 fl. au porteur Obligationen 
zu 37i% und 4% und von etwas über 9,000,00011. Obligationen 
auf Namen in Betracht zu kommen. Nur dieser Theil der alten 
Schuld ist in Form besonderer Obligationen im allgemeinen Ver- 
kehr. Es soll jährlich wenigstens eine Verloosung zu 1 Million 
statt finden (S. 417. Ges. Bl. 1856), wornach also jedenfalls 
eine schöne Reihe Jahre bis zur gänzlichen Tilgung verfliesst. 
Die Mittel zur Verzinsung und Tilgung werden wie oben er- 
örtert aus dem Aufschlagsgefälle, eventuell aus den Taxen, dem 
Stempel und dem Lotto geschöpft. 

Die übrigen Bestandteile der alten Schuld sind 1) die un- 
eigentliche mobilisirte (nicht verloosbare Schuld), also die Obli- 
gationen ohne Coupons, die Stiftungs-, Gemeinde- und Sparkassen- 
Capitalien im Betrage von über 30 Millionen, die Privatkapitalien 
und die Gerichtsbarkeits-Enlschädigungen; 2) die unaufkündbare, 
nicht mobilisirte Schuld (sogen. Lehen-, Donations- und Dolations- 
kapitalien und 3) die schwebende (aufkündbare) Schuld, hier 
Fristenkapitalien (Sparkassekapitalien und Depositen), aufkünd- 
bare Kapitalien (Militärfonds, Guthaben der Centralslaatskasse, 
Amtsbürgschaften und Militär-Einstands-Capitalien). 
II. Die neue Schuld. 

Diese fand ihren Entstehungsgrund zunächst in dem ver- 
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verhängnissvollen Jahre 1848. Die damals creirten 21 Millionen 
sind eigentlich nur in andere Formen des Anlehens übergegangen, 
von denen noch drei -bestehen: 

1) Das neue Anlehen von 1852 zu 4'/2% mit eigenen 
Obligationen im Betrage von jetzt noch gegen 5 Millionen ein- 
schliesslich des hiemil verbundenen Annuiläten-Anlehens. 

2) Das neue Anlehen zu 5% vom 1. Juli 1855 wieder 
mit besonderen Obligationen im Betrage von über 5 Millionen. 

3) Das neue allgemeine Anlehen zu 4'/«% vom 
1. Februar 1857 im Betrage von gegen 6 Millionen, zu welchem 
wieder eigene Obligationen emiltirt sind. 

Die Versicherung auf die grund-, zins-, zehent- und lehen- 
herrlichen Gefälle des Staats läutet auf den Obligationen zwar 
schön — sehr fatal ist aber, dass die Verzinsung der ganzen 
neuen Schuld eben ganz aus den Bodenzinsen des Staats, sonach 
aus seiner eigentlichen Einnahme als vormaliger Grundherr ge- 
schöpft wird, so wie dass zur Tilgung der ganzen neuen 
Schuld die immer spärlicher anfallenden Ablösungsschillinge der 
Bodenzinse u. s. w. zur Disposition stehen , sonach diese neue 
Schuld, welche aber in der That meist von anno 1848 herstammt, 
recht an dem eigentlichen Staatsvermögen zehrt. 
III. Die Militäranlehen. 

Das • erste Militäranlehen ist das von 1855 zu 6 '/i Millionen, 
woran indessen die betreffenden Jahres-Raten ä 65,000 fl. ge- 
tilgt sind; hieran reihte sich das vom 26. März 1859 zu 11 '/«.Mil- 
lionen an unter Versicherung auf die Staatsfondsgefälle — all- 
gemeinen Staatseinnahmen abgesehen von den grundherrlichen, 
sonach Steuern, endlich das Anlehen vom 16. August 1859 zu 
12,952,500 fl., von welchem zur Zeit 3 V« Millionen realisirt sind 
(Reg.BI. 1859. S. 852). Die Verzinsung und Tilgung ist auch 
hier den Erübrigungen und den Staatsgefällen zugewiesen. Diese 
Militäranlehen entbehren sonach einer eigentlichen besonderen 
Fundation und fallen lediglich dem allgemeinen Staatsseckel zur 
Last. Die Obligationen sind die aus dem Anlehen pro 1855 
herübergenommenen. 

IV. Die Eisenbahn-Schuld. 

Der dermalige Stand der Schuld für Staats-Eisenbahnen ent- 
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ziffert sich an emittirten Obligationen etwas über 80 Millionen, 
dann an die Slaals-Schuldentilgungs-Anstalt über 7 Millionen. 
Es bestehen vier Hauptarten von Obligationen, nämlich zu 5%, 
4%, dann zu 4'/2°/o ganzjährige und seit 1856 halbjährige. Die 
Verzinsung und die gesetzliche Tilgung zu */3% oder etwas 
mehr soll nun aus der Eisenbahnrente ermöglicht sein. Von 
einer Rückerstattung der früheren Zuschüsse aus Staatsfonds mit 
über 30 Millionen (v. Stokar, Staatsschulden S. 53) war aber 
bisher keine Rede. 

V. Die Grundrenten- Schuld. 
— auch ein Geschenk des verhängnissvollen Jahres 1848 — 
besteht in den Obligationen, welche den früheren Besitzern von 
Dominikalien u. dgl. gegen Abtretung ihrer Grundrenten aus- 
gehändigt wurden , wogegen jenen die vom Staate erworbenen 
Grundrenten als Unterpfand dienen sollen. Der dermalige Schuld- 
Stand entziffert an 103 Millionen (S.4. Beil. IV. V. K. d. Rchsr. 
1859); vom 1. Oktober 1861 an dürfen Ueberweisungen nicht 
mehr statt finden und würden sich sodann die enormen Opfer 
des Staats für dieses Institut erst recht zeigen. Zur Verzinsung 
und Bestreitung der Verwallungskosten ist dermalen ein Jahres- 
zuschuss aus der Staatskasse von über 1 Million erforderlich. 
Da zur Heimzahlung der Schuld nur die Ablösungen solcher 
Grundrenten etc. verwendet werden sollen, solche aber nie in 
einem Jahre den Betrag von 700,000 fl. überstiegen, dürfte in 
nicht zu ferner Zeil ein grossartiger Hülferuf an den grossen 
Staatsseckel ertönen, wenn die Grundrentenobligationen nicht eine 
bedenkliche Stelle in den Courszetteln einnehmen sollen 

Dass bei einer Ausdehnung des Staatsschuldenwesens in 
der vorbezeichneten Weise, wobei nur die allgemeinsten Um- 
risse angedeutet sind, bei der Verschiedenartigkeit der Tilgung 
resp. Verloosung der Staatsschulden, bei einer Verzinsung, welche 
22 Arten verschiedener Coupons zur Folge hat, ein zahlreiches 

Personal, verwickelte Geschäftsführung und noch mehr eine 

complicirte RechnungssteHung nicht wohl vermeidlich ist, wird 

keiner weiteren Ausführung bedürfen. 

Nur hielten wir thunlichste Vereinfachung aber auch hier 

sehr am Platze; vor Allem aber wäre es an der Zeit, den $ XII 
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der Verordnung vom 20. August 1811 (Reg. Bl. S. 1071) „die 
Rechnungsform soll die eines Banquiers sein. Dem Zwecke anpas- 
send müssen die Bücher mit Klarheit, Kürze und Reinheit das Soll 
und Haben eines Jeden bei dieser Anstalt Betheiligten taglich 
vor Augen legen können" — zwar nicht materiell aber for- 
mell aufzugeben , denn dass die dermalige Art und Weise der 
Rechnungsstellung von Klarheit und Kürze weit entfernt ist, viel- 
mehr den oft gemachten Vorwurf von „Mangel an Offenheit", von 
„in Dunkel gehülltem Verfahren", von „Hin- und Herschütlen 
der Baarschaft einer Kasse in die andere" verdient, wird nicht 
in Abrede gestellt werden können. Der Verwirklichung der Zu- 
sicherung eines neuen Rechnungsschemas Tür das Staatsschulden- 
wesen, welches den übrigen Staatsfinanzrechnungen thunlichst an- 
zupassen wäre (S. 273. B. 1. Sten. Ber. 1856), wäre mit um so 
grösserer Erwartung entgegenzusehen, als hiemit auch eine Ver- 
einfachung der Operationen der Staats-Schuldentilgungs- Anstalt 
in Aussicht stünde. 

Viel wichtiger, aber hiemit zusammenhängend ist die Frage, 
wie kann dem Missstande abgeholfen werden, dass die bayerischen 
Staatspapiere im Auslande verhältnissmässig wenig gesucht sind 
und im Kurse neben gleich verzinslichen Effekten anderer deutscher 
Staaten immer und zwar nicht unbedeutend niederer stehen? 

In den jüngsten Kammerverhandlungen kam diese Frage 
namentlich in Anregung (Beil. VII. K. d. Abg. und Beil. II. K. d. 
Reiehsr. 1859). Der Grund dieses Missslandes wurde in der 
complicirten Geschäftsbehandlung, in dem verwickelten Conto- 
currentwesen , in der momentanen Verwendung der Schulden- 
tilgungsfonds zu anderen Zwecken, in der Verschiedenartigkeit 
der Anlehensaufnahmen und Heimzahlungsmodalitäten, in den ver- 
schiedenen Zins- und Tilgungszeiten, in der Unbestimmtheit der 
Verloosungen der Zeit und Grösse nach, in der Kürze der Ver- 
jährungsfristen u. dgl. erkannt. So viel steht fest, dass bei dem 
dermaligen Stande unseres Schuldenwesens für die Besitzer von 
Staatsobligationen schon grosse Umsicht und Aufmerksamkeit er- 
forderlich ist, um sich zu vergewissern, ob die in seinen Händen 
befindlichen Obligationen bei der einen oder anderen Verloosung 
betheiligl sind? 
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Das Resultat der Kammerberathungen waren folgende An- 
träge : 

i) Zur Erleichterung der Besitzer bayerischer Staatsobliga- 
tionen »ollten ausser den k. Slaats-Schuldentigungs-Specialkassen 
auch die Kreiskassen, Oberaufschlagämter und Rentämter beauf- 
tragt werden, die Einlösung oder Umtauschung verlooster baye- 
rischer Staatsobligationen mit den Privaten zu besorgen (S. 108. 
Sien. Ber. 1859). Dieser Antrag fand seine wohl begründete 
Motivirung in den Unkosten und Umständlichkeiten, welchen die 
Besitzer verlooster Obligationen ausgesetzt sind, an deren Wohn- 
sitz keine solche Specialkasse besteht, welche mit auswärtigen 
Privaten nicht in Verkehr tritt. Im Landtagsabschiede (Ges. Bl. 
S. 13) wurde sorgfältige Erwägung zugesichert, in wie weit 
diesem Antrage ohne Gefährdung der Staats-Schuldentilgungs- 
Anstalt willfahrt werden könne? Zur Zeit ist aber nur für das 
Haus Rothschild in Frankfurt a. M. unbeschränkte Genehmigung 
zur Einlösung verlooster Obligationen sowie der Zinscoupons 
au porleur (Reg. Bl. 1859. S. 1249) gegeben. 

2) Der zweite Antrag hatte im Allgemeinen die Consolidi- 
rung der bayerischen Staatsschuld durch möglichste Reduzirung 
der Staatsschulden-Kategorieen im Auge, welchem Wunsche auch 
thunlichste Berücksichtigung zugesichert wurde. Das Erste wäre 
hier die Consolidirung der Hauptschuldgruppen, die Schaffung 
einer einheitlichen Obligationsform und die Tilgung mit 5 /3% der 
ganzen Schuldgruppe statt der einzelnen Anlehens-Kategorieen. 
Wenn aber im Allgemeinen und Grossen der Staatscredit ge- 
fördert werden will, führen auch nur grossarlige Maassregeln 
wie Einziehung ganzer Reihen von Obligationen, Aenderung der 
Schuldenlilgungspläne, Fixirung der Verloosungen nach Zeit und 
Betrag, durchgängige Emission halbjähriger Coupons u. s.w. 
zum Ziele. 

3) Ein weiterer Antrag war auf Abänderung der für die 
Staatsgläubiger so nachtheiligen Verjährungsfrist für unerhobene 
Kapitalien gerichtet. Mag man immerhin bei Erlass des § 13 
des Gesetzes vom 11. September 1825, wornach die Zinsen aus 
Staatsschuldkapitalien und die verloosten Staatsobligationen in drei 
Jahren vom Tage der Zahlbarkeit an verjähren, sich von dem 
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Motive haben leiten lassen, dass man wissen wollte, wie viel 
man schuldig sei und hienach die Deckungsmitlei zu bemessen 
hatte — jetzt weiss man diess so ziemlich. Jedenfalls ist es 
bei der dermaligen Gestaltung unseres Staatsschuldenwesens, bei 
dieser Masse von verzinslichen Schuldpapieren aller Art, bei 22 
verschiedenen Arten Coupons sowohl gegenüber dem — einen ver- 
jährten Coupon honorirenden Beamten als dem in Besitz einer 
vor drei Jahren verloosten Obligation gekommenen Privaten, 
welcher sich am Ende immer über die Herausloosung in so kurzer 
Frist zu vergewissern hätte, unbillig, das unterlaufene Versehen 
so strenge büssen zu müssen. 

In Oesterreich und Preussen tritt die Verjährung nach 30 
Jahren, in Sachsen nach 30 Jahren, 6 Wochen, 3 Tagen und in 
Württemberg nach 5 Jahren ein — die bayerische Staatsregierung 
wird sich also auch wohl zu einer längeren Verjährungsfrist, 
wenigstens für unerhobene Capitalien, entschliessen können. 



